
E n t w u r f  

Bundesgesetz, mit dem die Rechtsanwaltsordnung, die Notariatsordnung, das Berufsprüfungs-
Anrechungsgesetz, das Disziplinarstatut für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter, das 
EuRAG, das Gerichtskommissärsgesetz, das Gerichtskommissionstarifgesetz, das 
Gerichtsorganisationsgesetz, das Notariatsaktsgesetz, das Notariatsprüfungsgesetz, das 
Rechtsanwaltsprüfungsgesetz, das Rechtsanwaltstarifgesetz, das Gebührenanspruchsgesetz 
1975, das SDG und das Außerstreitgesetz geändert werden (Berufsrechts-Änderungsgesetz 2008 
– BRÄG 2008) 

Artikel I 
Änderungen der Rechtsanwaltsordnung 

Die Rechtsanwaltsordnung, RGBl. Nr. 96/1868, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 
93/2006, wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 

a) wird folgender Abs. 1a eingefügt: 
„(1a) Soweit in diesem Bundesgesetz auf natürliche Personen bezogene Bezeichnungen nur in männlicher 

Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung der 
Bezeichnung auf bestimmte natürliche Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.“ 

b) lautet Abs. 2 lit. c: 
 „c) der Abschluss eines Studiums des österreichischen Rechts (§ 3);“ 

2. In § 1a 

a) werden am Ende des ersten Absatzes folgende Sätze angefügt: 
„Die Eintragung in das Firmenbuch ist Voraussetzung für die Eintragung in die Liste der Rechtsanwalts-
Gesellschaften. Sie ist dem Ausschuss der zuständigen Rechtsanwaltskammer nachzuweisen.“ 

b) lauten Abs. 4 und 5: 
„(4) Die Eintragung in die Liste ist vom Ausschuss zu verweigern oder zu streichen, wenn sich herausstellt, 

dass die Erfordernisse der §§ 21a oder 21c nicht oder nicht mehr vorliegen. § 5 Abs. 2 zweiter Satz und § 5a sind 
sinngemäß anzuwenden. Soweit nicht Gefahr im Verzug vorliegt, kann der Ausschuss der Gesellschaft vor ihrer 
Streichung eine sechs Monate nicht übersteigende Frist einräumen, um einen dem Gesetz entsprechenden 
Zustand herzustellen. Von der Streichung der Eintragung ist das Firmenbuchgericht zu verständigen (§ 13 FBG). 

(5) Zur Eintragung einer Rechtsanwalts-Partnerschaft oder einer Rechtsanwalts-Gesellschaft in der 
Rechtsform einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung sowie für jede weitere auf eine derartige Gesellschaft 
bezügliche Eintragung in das Firmenbuch bedarf es der Vorlage einer Erklärung der zuständigen 
Rechtsanwaltskammer, dass gegen diese Eintragung kein Einwand besteht. Bei Sprengel überschreitender 
Sitzverlegung der Gesellschaft ist jene Rechtsanwaltskammer zur Abgabe der Erklärung zuständig, in deren 
Sprengel der Sitz verlegt wird. Ein Einwand ist nur dann zu erheben, wenn die beabsichtigte Eintragung dem 
Gesetz widerspricht; § 5 Abs. 2 zweiter Satz und § 5a sind sinngemäß anzuwenden.“ 
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3. § 2 Abs. 1 letzter Satz lautet: 
„Bei Herabsetzung der Normalarbeitszeit oder bei einer Teilzeitbeschäftigung nach dem Mutterschutzgesetz oder 
dem Väter-Karenzgesetz ist die Ausbildungszeit anzurechnen, auf die die Normalarbeitszeit herabgesetzt 
wurde.“ 

4. § 2 Abs. 3 Z 1 lautet: 
 „1. Zeiten einer an ein Studium des österreichischen Rechts (§ 3) anschließenden universitären Ausbildung 

bis zum Höchstausmaß von sechs Monaten, wenn damit im Zusammenhang ein weiterer 
rechtswissenschaftlicher akademischer Grad erlangt wurde;“ 

5. In § 2 Abs. 4 erster Satz wird die Wortfolge „Abschluß der im § 1 Abs. 2 lit. c genannten Studien“ durch die 
Wortfolge „Abschluss eines Studiums des österreichischen Rechts (§ 3)“ ersetzt. 

6. § 3 lautet: 
„§ 3. (1) Das zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft erforderliche Studium des österreichischen Rechts ist an 

einer Universität zurückzulegen und mit einem rechtswissenschaftlichen akademischen Grad abzuschließen, 
wobei diesem auch mehrere Studien (§§ 54 ff Universitätsgesetz 2002) zu Grunde liegen können. Die 
Mindeststudiendauer hat wenigstens vier Jahre mit einem Arbeitsaufwand von zumindest 240 ECTS-
Anrechnungspunkten zu betragen. Ein ECTS-Anrechnungspunkt hat dabei jedenfalls einem Arbeitspensum von 
25 Echtstunden zu entsprechen. 

(2) Im Rahmen des Studiums nach Abs. 1 sind nachweislich angemessene Kenntnisse über folgende 
Wissensgebiete zu erwerben: 
 1. Grundlagen des Rechts einschließlich des allgemeinen Völkerrechts (Arbeitsaufwand insgesamt 

zumindest 20 ECTS-Anrechnungspunkte),  
 2. österreichisches bürgerliches Recht (Arbeitsaufwand zumindest 25 ECTS-Anrechnungspunkte), 
 3. österreichisches Unternehmensrecht (Arbeitsaufwand zumindest 10 ECTS-Anrechnungspunkte), 
 4. österreichisches Zivilverfahrensrecht (Arbeitsaufwand zumindest 10 ECTS-Anrechnungspunkte), 
 5. österreichisches Straf- und Strafprozessrecht (Arbeitsaufwand zumindest 17 ECTS-

Anrechnungspunkte), 
 6. österreichisches Verfassungsrecht einschließlich der Grund- und Menschenrechte (Arbeitsaufwand 

zumindest 10 ECTS-Anrechnungspunkte), 
 7. österreichisches Verwaltungsrecht einschließlich des Verwaltungsverfahrensrechts (Arbeitsaufwand 

zumindest 10 ECTS-Anrechnungspunkte), 
 8. Europarecht (Arbeitsaufwand zumindest 7 ECTS-Anrechnungspunkte), 
 9. österreichisches Arbeits- und Sozialrecht (Arbeitsaufwand zumindest 7 ECTS-Anrechnungspunkte), 
 10. österreichisches Steuerrecht (Arbeitsaufwand zumindest 5 ECTS-Anrechnungspunkte), 
 11. Betriebswirtschaftslehre und/oder Finanzwissenschaften und/oder Volkswirtschaftslehre 

(Arbeitsaufwand zumindest 10 ECTS-Anrechnungspunkte) sowie 
 12. gegebenenfalls sonstige rechtswissenschaftliche Wissensgebiete. 
Der Arbeitsaufwand für die vorstehend angeführten Wissensgebiete hat insgesamt zumindest 200 ECTS-
Anrechnungspunkte zu betragen, wobei auf rechtswissenschaftliche Wissensgebiete zumindest 150 ECTS-
Anrechnungspunkte zu entfallen haben. Der Nachweis der Kenntnisse ist durch positiv abgelegte Prüfungen 
und/oder positiv beurteilte schriftliche Arbeiten einschließlich der Arbeit nach Abs. 4 zweiter Satz zu erbringen, 
wobei der Gegenstand der Prüfung oder Arbeit jeweils auch mehreren Wissengebieten entnommen sein kann. 

(3) Soweit nicht Abs. 5 zur Anwendung kommt, erfolgt die Anrechnung von nicht im Rahmen des 
Studiums nach Abs. 1 abgelegten Prüfungen nach § 78 Universitätsgesetz 2002. Erforderlichenfalls können 
entsprechende Prüfungen abgelegt werden. 

(4) Bei den in Abs. 2 genannten Wissensgebieten österreichisches bürgerliches Recht sowie österreichisches 
Straf- und Strafprozessrecht haben die Kenntnisse auch die schriftliche Falllösung mitzuumfassen. Im Rahmen 
des Studiums ist auch eine schriftliche, positiv beurteilte Arbeit zu erstellen, deren inhaltlicher Schwerpunkt auf 
einem oder mehreren der in Abs. 2 genannten rechtswissenschaftlichen Wissensgebiete gelegen sein muss und 
die dem Nachweis der Fähigkeit zum selbständigen rechtswissenschaftlichen Arbeiten dient. § 81 Abs. 1 zweiter 
Satz Universitätsgesetz 2002 ist anwendbar. 

(5) Ein von einem Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union und der anderen 
Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sowie der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft an einer Universität zurückgelegtes und mit einem rechtswissenschaftlichen akademischen 
Grad abgeschlossenes anderes rechtswissenschaftliches Studium entspricht nur bei Gleichwertigkeit den 
Erfordernissen nach Abs. 1. Die Gleichwertigkeit der Ausbildung und ihrer Inhalte ist dann gegeben, wenn die 
Kenntnisse und Fähigkeiten des Studienabsolventen den durch Absolvierung eines Studiums des 
österreichischen Rechts nach den Abs. 2 und 4 bescheinigten Kenntnissen und Fähigkeiten entsprechen. Die 
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Prüfung der Gleichwertigkeit, gegebenenfalls auch deren Herstellung bei nur teilweiser Entsprechung hat nach 
den Vorschriften des ersten Abschnittes des Ausbildungs- und Berufsprüfungsanrechungsgesetzes zu erfolgen.“ 

7. Nach § 5 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt: 
„(1a) Ist fraglich, ob das vom Bewerber abgeschlossene Studium des österreichischen Rechts den 

Voraussetzungen des § 3 entspricht, kann der Ausschuss vor seiner Entscheidung auf Kosten des Bewerbers ein 
Gutachten der Ausbildungsprüfungskommission (§ 5 Abs. 2 ABAG) einholen.“ 

8. In § 7a Abs. 3 wird das Zitat „§ 21 letzter Satz“ durch das Zitat „§ 21 Abs. 1 letzter Satz“ ersetzt. 

9. In § 8 

a) lautet Abs. 2 letzter Satz: 
„Die Berufsbefugnisse, die sich aus den österreichischen Berufsordnungen für Notare, Patentanwälte, 
Wirtschaftstreuhänder und Ziviltechniker ergeben, werden hiedurch nicht berührt. 

b) wird in Abs. 3 die einleitende Wortfolge „Jedenfalls unberührt bleiben auch Parteienvertretungen auf Grund 
sonstiger gesetzlicher Bestimmungen“ durch die einleitende Wortfolge „Jedenfalls unberührt bleiben auch die in 
sonstigen gesetzlichen Bestimmungen des österreichischen Rechts eingeräumten Befugnisse von Personen oder 
Vereinigungen zur sachlich begrenzten Parteienvertretung“ und die abschließende Wortfolge „sowie Befugnisse, 
die in den Berechtigungsumfang von gebundenen oder konzessionierten Gewerben oder von Handwerkern 
fallen“ durch die abschließende Wortfolge „sowie in sonstigen gesetzlichen Bestimmungen des österreichischen 
Rechts eingeräumte Befugnisse, die in den Berechtigungsumfang von gebundenen oder konzessionierten 
Gewerben oder von Handwerkern fallen“ ersetzt; 

c) lautet Abs. 4: 
„(4) Die Berufsbezeichnung „Rechtsanwalt“ dürfen nur die in den Listen der Rechtsanwaltskammern 

eingetragenen Personen führen. Andere Personen, die auf Grund der Vorschriften des EIRAG die 
Berufsbezeichnung Rechtsanwalt zu führen berechtigt sind, dürfen diese Berufsbezeichnung nur mit dem 
Hinweis auf den Ort ihres Kanzleisitzes im Ausland führen. Der Begriff „Rechtsanwalt“ darf nur der Firma einer 
berufsbefugten Rechtsanwalts-Gesellschaft (§ 21 c) beigefügt und nur bei einer solchen als Geschäftszweig (§ 3 
Z 5 FBG) angegeben und in das Firmenbuch eingetragen werden. Gleiches gilt auch für alle auf die Ausübung 
der Rechtsanwaltschaft hindeutenden Begriffe und Wendungen.“ 

10. §§ 8a bis 8c lauten: 
§ 8a. (1) Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, alle Geschäfte besonders sorgfältig zu prüfen, deren Art es 

besonders nahe legt, dass sie mit Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) 
zusammenhängen könnten, und bei denen er im Namen und auf Rechnung seiner Partei Finanz- oder 
Immobilientransaktionen durchführt oder für seine Partei an deren Planung oder Durchführung mitwirkt, die 
Folgendes betreffen: 
 1. den Kauf oder den Verkauf von Immobilien oder Unternehmen; 
 2. die Verwaltung von Geld, Wertpapieren oder sonstigen Vermögenswerten, die Eröffnung oder 

Verwaltung von Bank-, Spar- oder Wertpapierkonten; 
 3. die Gründung, den Betrieb oder die Verwaltung von Treuhandgesellschaften, Gesellschaften oder 

ähnlichen Strukturen, wie etwa Trusts oder Stiftungen, einschließlich der Beschaffung der zur 
Gründung, zum Betrieb oder zur Verwaltung von Gesellschaften erforderlichen Mittel. 

(2) Der Rechtsanwalt hat angemessene und geeignete Strategien und Verfahren zur Erfüllung der ihm im 
Rahmen der Bekämpfung von Geldwäscherei (§ 165 StGB) und Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) 
auferlegten Sorgfaltspflichten in Ansehung von Parteien, Verdachtsmeldungen, Aufzeichnungen, interner 
Kontrolle, Risikobewertung und Risikomanagement sowie zur Sicherstellung der Einhaltung der einschlägigen 
Vorschriften und der Kommunikation innerhalb seiner Kanzlei einzuführen und aufrechtzuerhalten, um 
Transaktionen, die mit Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) 
zusammenhängen, vorzubeugen und diese zu verhindern.  

§ 8b. (1) Bei Vorliegen eines der in § 8a Abs. 1 angeführten Geschäfte ist der Rechtsanwalt verpflichtet, die 
Identität seiner Partei und gegebenenfalls jene des dahinter stehenden wirtschaftlichen Eigentümers (§ 8c) 
jedenfalls festzustellen 
 1. bei Anknüpfung eines auf gewisse Dauer angelegten Auftragsverhältnisses (Geschäftsbeziehung) vor 

Annahme des Auftrags; 
 2. bei allen sonstigen Geschäften, bei denen die Auftragssumme (die Bemessungsgrundlage nach den 

Autonomen Honorar-Kriterien für Rechtsanwälte im Verein mit dem RATG) mindestens 15 000 Euro 
beträgt, und zwar unabhängig davon, ob das Geschäft in einem einzigen Vorgang oder in mehreren 
Vorgängen, zwischen denen eine Verbindung zu bestehen scheint, getätigt wird, vor Durchführung des 
Geschäfts; ist die Auftragssumme (die Höhe der Bemessungsgrundlage) zunächst nicht bekannt, so ist 
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die Identität festzustellen, sobald absehbar ist oder fest steht, dass die Auftragssumme (die Höhe der 
Bemessungsgrundlage) voraussichtlich mindestens 15 000 Euro beträgt; 

 3. wenn er den begründeten Verdacht hat, dass das Geschäft der Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder der 
Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) dient oder 

 4. wenn er Zweifel an der Echtheit oder Angemessenheit der erhaltenen Identitätsnachweise hat. 
(2) Die Identität der Partei ist durch persönliche Vorlage eines unbedenklichen amtlichen 

Lichtbildausweises oder – wo dies nicht möglich ist – einen amtlich dokumentierten, in gleicher Weise 
beweiskräftigen Vorgang festzustellen und zu prüfen. Als amtlicher Lichtbildausweis in diesem Sinne gelten von 
einer staatlichen Behörde ausgestellte Dokumente, die mit einem nicht austauschbaren erkennbaren Kopfbild der 
betreffenden Person versehen sind und den Namen, die Unterschrift und - soweit dies nach dem Recht des 
ausstellenden Staates vorgesehen ist - auch das Geburtsdatum der Person sowie die ausstellende Behörde 
enthalten. Schreitet für die Partei ein Vertreter ein, so ist dessen Identität in gleicher Weise festzustellen. Die 
Vertretungsbefugnis ist anhand geeigneter Bescheinigungen festzustellen und zu überprüfen. 

(3) Ist die Partei bei Anknüpfung der Geschäftsbeziehung oder Durchführung des Geschäfts nicht physisch 
anwesend (Ferngeschäft), so hat der Rechtsanwalt zusätzlich geeignete und beweiskräftige Maßnahmen zu 
ergreifen, um die Identität der Partei verlässlich festzustellen und dafür zu sorgen, dass die erste Zahlung der 
Partei im Rahmen des Geschäfts über ein Konto abgewickelt wird, das im Namen des Kunden bei einem 
Kreditinstitut eröffnet wurde, das in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2005/60/EG fällt. 

(4) Hegt der Rechtsanwalt Zweifel, ob es sich bei der Partei um den wirtschaftlichen Eigentümer (§ 8c) 
handelt oder hat er Gewissheit, dass es sich bei der Partei nicht um den wirtschaftlichen Eigentümer handelt, so 
hat er risikobasierte und angemessene Maßnahmen zur Feststellung und Überprüfung der Identität des 
wirtschaftlichen Eigentümers zu setzen. Kommt die Partei einem Auskunftsverlangen des Rechtsanwalts im 
Rahmen seiner Identifizierungsverpflichtung nicht nach, so ist der Bundesminister für Inneres 
(Bundeskriminalamt) zu verständigen. 

(5) Der Rechtsanwalt hat die nach Abs. 2 und 3 zur Feststellung der Identität vorgelegten Unterlagen soweit 
als möglich im Original aufzubewahren. Bei amtlichen Lichtbildausweisen und anderen Unterlagen, deren 
Aufbewahrung im Original nicht möglich oder nicht tunlich ist, sind Kopien anzufertigen und aufzubewahren. 

(6) Der Rechtsanwalt hat Informationen über den Zweck und die angestrebte Art der Geschäftsbeziehung 
einzuholen und die Geschäftsbeziehung laufend zu überwachen. Die Überwachung schließt eine Überprüfung 
der im Verlauf der Geschäftsbeziehung abgewickelten Transaktionen mit ein, um sicherzustellen, dass diese mit 
den Kenntnissen des Rechtsanwalts über die Partei, deren Geschäftstätigkeit und Risikoprofil einschließlich 
erforderlichenfalls der Quelle der Mittel kohärent sind. Der Rechtsanwalt hat dafür zu sorgen, dass die 
jeweiligen Dokumente, Daten oder Informationen stets aktualisiert werden. 

(7) Ist der Rechtsanwalt nicht oder nicht mehr in der Lage, die Identität der Partei, gegebenenfalls auch des 
wirtschaftlichen Eigentümers, festzustellen oder Informationen über den Zweck und die angestrebte Art der 
Geschäftsbeziehung einzuholen, darf das Auftragsverhältnis nicht begründet und die Transaktion nicht 
durchgeführt werden; eine bereits bestehende Geschäftsbeziehung ist zu beenden. Überdies ist eine Meldung an 
den Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt) in Erwägung zu ziehen. 

§ 8c. Wirtschaftliche Eigentümer sind jene natürlichen Personen, in deren Eigentum oder unter deren 
Kontrolle die Partei letztlich steht oder in deren Auftrag sie handelt. 

Als wirtschaftlicher Eigentümer gilt jedenfalls 
 1. bei Gesellschaften, deren Wertpapiere nicht zum Handel an einem geregelten Markt (§ 1 Abs. 2 BörseG) 

zugelassen sind, jede Person, die an der Gesellschaft zu mehr als 25% beteiligt ist oder auf andere Weise 
die Kontrolle über die Geschäftsleitung ausübt; 

 2. bei eigentümerlosen Rechtspersonen oder Rechtsvereinbarungen zur Verwaltung oder Verteilung von 
Vermögen (wie Stiftungen und Trusts) jede Person, die Begünstigte von 25% oder mehr des Vermögens 
ist oder darüber Kontrolle ausübt; falls Einzelpersonen mangels Bestimmtheit der Begünstigten nicht 
ermittelt werden können, jene Personengruppe, in deren Interesse die Rechtsperson errichtet oder die 
Vereinbarung getroffen wurde. 

11. Nach § 8c werden folgende §§ 8d bis 8f eingefügt: 
§ 8d. (1) Ausgenommen im Fall des § 8b Abs. 1 Z 3 entfallen die in §§ 8b und 8c angeführten Pflichten zur 

Feststellung der Identität der Partei, gegebenenfalls auch des wirtschaftlichen Eigentümers, zur Einholung von 
Informationen über den Zweck und die angestrebte Art der Geschäftsbeziehung, zu deren Überwachung und zur 
Aktualisierung der Informationen, wenn die Partei 
 1. ein Kredit- oder Finanzinstitut ist, das in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2005/60/EG fällt;  
 2. ein in einem Drittland ansässiges Kredit- oder Finanzinstitut ist, das dort Anforderungen unterworfen 

ist, die den in der Richtlinie 2005/60/EG vorgesehenen Anforderungen gleichwertig sind, und einer 
Aufsicht in Bezug auf deren Einhaltung unterliegt; 
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 3. eine börsenotierte Gesellschaft ist, deren Aktien an einem geregelten Markt im Sinne des § 1 Abs. 2 
BörseG gehandelt werden, oder die Offenlegungsanforderungen unterliegt, die jenen des 
Gemeinschaftsrechts entsprechen; 

 4. eine inländische Behörde ist; 
 5. eine sonstige Behörde oder öffentliche Einrichtung ist, 
 a) die auf Grundlage des Vertrags über die Europäische Union, der Verträge zur Gründung der 

Europäischen Gemeinschaften oder des Sekundärrechts der Gemeinschaft mit öffentlichen Aufgaben 
betraut wurde, 

 b) deren Identität öffentlich nachprüfbar und transparent ist und zweifelsfrei feststeht, 
 c) deren Tätigkeiten und Rechnungslegungspraktiken transparent sind, 
 d) die gegenüber einem Organ der Gemeinschaft oder den Behörden eines Mitgliedstaats 

rechenschaftspflichtig ist oder in Ansehung derer anderweitige Kontroll- und 
Gegenkontrollmechanismen zur Überprüfung ihrer Tätigkeit bestehen; 

 6. eine sonstige juristische Person ist, 
 a) die in einem Mitgliedstaat ansässig ist, der ihre Tätigkeit den Bestimmungen der Richtlinie 

2005/60/EG gemäß deren Art. 4 unterstellt hat, und die gemäß deren Art. 37 Abs. 3 der Aufsicht 
durch die zuständigen Behörden unterliegt, wobei die Nichteinhaltung der Anforderungen der 
Richtlinie wirksame, verhältnismäßige und abschreckende Sanktionen nach sich zieht, 

 b) deren Identität öffentlich nachprüfbar und transparent ist und zweifelsfrei feststeht, 
 c) die nach einzelstaatlichem Recht für die Aufnahme des Finanzgeschäfts zwingend einer 

Genehmigung bedarf, welche bei mangelnder Zuverlässigkeit und fachlicher Eignung der die 
Geschäfte führenden natürlichen Personen oder der wirtschaftlichen Eigentümer verweigert werden 
kann und die insoweit auch einer umfassenden Aufsicht (einschließlich von eingehenden Prüfungen 
vor Ort) durch die zuständigen Behörden unterliegt; 

 7. eine Zweigniederlassung einer unter Z 6 fallenden Person ist, wenn und soweit der Mitgliedstaat auch 
die Tätigkeit dieser Zweigniederlassung den Bestimmungen der Richtlinie 2005/60/EG unterstellt hat. 

(2) Der Rechtsanwalt hat aber jedenfalls ausreichende Informationen zu sammeln, um verlässlich feststellen 
zu können, dass die Ausnahmebestimmung auf die Partei Anwendung findet. 

§ 8e. (1) Bei Vorliegen eines der in § 8a Abs. 1 angeführten Geschäfte hat der Rechtsanwalt im Rahmen 
seiner Identifizierungspflicht zu prüfen, ob die Partei eine in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem 
Drittstaat ansässige politisch exponierte Person im Sinne von Abs. 2 ist. Zu diesem Zweck muss er über 
angemessene, risikobasierte Verfahren verfügen, an Hand derer dies bestimmt werden kann (insbesondere einen 
geeigneten Fragebogen für die Selbstauskunft der Partei, bei Transaktionen von großem Wert auch den Zugang 
zu einer geeigneten Recherchemöglichkeit). 

(2) Politisch exponierte Personen sind 
 1. natürliche Personen, die folgende öffentliche Ämter auf nationaler Ebene, Gemeinschaftsebene oder 

internationaler Ebene ausüben oder innerhalb des letzten Jahres ausgeübt haben: 
 a) Staatschefs, Regierungschefs, Minister, stellvertretende Minister und Staatssekretäre; 
 b) Parlamentsmitglieder; 
 c) Mitglieder von obersten Gerichten, Verfassungsgerichten oder sonstigen hochrangigen Institutionen 

der Justiz, gegen deren Entscheidungen, von außergewöhnlichen Umständen abgesehen, kein 
Rechtsmittel eingelegt werden kann, es sei denn, sie nehmen nur mittlere oder niedrigere Funktionen 
wahr; 

 d) Mitglieder der Rechnungshöfe oder Vorstände von Zentralbanken, es sei denn, sie nehmen nur 
mittlere oder niedrigere Funktionen wahr; 

 e) Botschafter, Geschäftsträger und hochrangige Offiziere der Streitkräfte (insbesondere im Rang eines 
Generals oder Admirals), es sei denn, sie nehmen nur mittlere oder niedrigere Funktionen wahr; 

 f) Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgane staatlicher Unternehmen, es sei denn, 
sie nehmen nur mittlere oder niedrigere Funktionen wahr; 

 2. der Ehepartner oder die Ehepartnerin beziehungsweise bei Gleichstellung im einzelstaatlichen Recht der 
Lebensgefährte oder die Lebensgefährtin, die Kinder und deren Ehepartner oder Ehepartnerinnen 
beziehungsweise Lebengefährten oder Lebensgefährtinnen sowie die Eltern der in Z 1 genannten 
Person; 

 3. natürliche Personen, die bekanntermaßen mit einer in Z 1 genannten Person gemeinsam wirtschaftlicher 
Eigentümer (§ 8c) von Rechtspersonen oder Rechtsvereinbarungen sind oder mit dieser Person sonstige 
enge Geschäftsbeziehungen unterhalten, sowie natürliche Personen, die alleinige wirtschaftliche 
Eigentümer (§ 8c) von Rechtspersonen oder Rechtsvereinbarungen sind, die bekanntermaßen tatsächlich 
zum Nutzen einer in Z 1 genannten Person errichtet wurden. 
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(3) Ein Auftragsverhältnis mit einer in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittstaat ansässigen 
politisch exponierten Person darf nur nach vorheriger Zustimmung eines (zur Geschäftsführung befugten) 
Rechtsanwalts eingegangen werden. Ist die Partei oder der wirtschaftliche Eigentümer eine in einem anderen 
Mitgliedstaat oder in einem Drittstaat ansässige, politisch exponierte Person, so hat der Rechtsanwalt 
angemessene Maßnahmen zu ergreifen, um die Herkunft der Mittel zu prüfen, die im Rahmen der 
Geschäftsbeziehung oder der Transaktion eingesetzt werden, und die Geschäftsbeziehung einer verstärkten 
fortlaufenden Überwachung zu unterziehen.  

§ 8f. (1) Besteht in den Fällen des § 8a Abs. 1 der begründete Verdacht, dass die Transaktion der 
Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder der Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) dient, so hat der Rechtsanwalt 
hievon unverzüglich den Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt) in Kenntnis zu setzen 
(Verdachtsmeldung). Der Rechtsanwalt ist aber nicht zur Verdachtsmeldung hinsichtlich solcher Tatsachen 
verpflichtet, die er von einer oder über eine Partei im Rahmen der Rechtsberatung oder im Zusammenhang mit 
ihrer Vertretung vor einem Gericht oder einer diesem vorgeschalteten Behörde oder Staatsanwaltschaft erfahren 
hat, es sei denn, dass die Partei für den Rechtsanwalt erkennbar die Rechtsberatung offenkundig zum Zweck der 
Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder der Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) in Anspruch nimmt. Von einer 
Verdachtsmeldung oder einer Meldung an den Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt) nach § 8b darf 
der Rechtsanwalt nur die zur Bekämpfung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung zuständigen 
Behörden (einschließlich der Rechtsanwaltskammer und der Strafverfolgungsbehörden) in Kenntnis setzen 
(Verbot der Informationsweitergabe). Die Weitergabe dieser Information innerhalb der Rechtsanwaltskanzlei 
sowie gegebenenfalls der Rechtsanwalts-Gesellschaft ist zulässig. 

(2) Das Verbot der Informationsweitergabe steht Bemühungen des Rechtsanwalts nicht entgegen, die Partei 
davon abzuhalten, eine rechtswidrige Handlung zu begehen. Ist die Partei auch Auftraggeber eines anderen 
Rechtsanwalts aus einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Drittland, in dem der RL 
2005/60/EG gleichwertige Anforderungen sowie gleichwertige Verschwiegenheits- und Datenschutzpflichten 
gelten, oder ist ein solcher Rechtsanwalt sonst an der Transaktion der Partei beteiligt, so können Informationen, 
die sich auf diese Transaktion beziehen, zwischen den Rechtsanwälten weitergegeben werden. Die 
ausgetauschten Informationen dürfen jedoch ausschließlich zur Verhinderung der Geldwäscherei (§ 165 StGB) 
oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) verwendet werden. 

(3) Hat der Rechtsanwalt eine Verdachtsmeldung nach Abs. 1 zu erstatten, so darf er die Transaktion nicht 
vornehmen, bevor er den Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt) benachrichtigt hat. Der Rechtsanwalt 
ist berechtigt, vom Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt) zu verlangen, dass dieser entscheidet, ob 
gegen die unverzügliche Durchführung des Geschäfts Bedenken bestehen; äußert sich der Bundesminister für 
Inneres (Bundeskriminalamt) nicht bis zum Ende des folgenden Werktags, so darf das Geschäft unverzüglich 
durchgeführt werden. Falls der Verzicht auf die Durchführung der Transaktion aber nicht möglich ist oder durch 
einen solchen Verzicht die Ermittlung des Sachverhalts oder die Sicherstellung der Vermögenswerte erschwert 
oder verhindert würde, so hat der Rechtsanwalt dem Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt) 
unmittelbar danach die nötige Information zu erteilen. 

(4) Der Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt) ist ermächtigt, anzuordnen, dass die Durchführung 
eines solchen Geschäfts zu unterbleiben hat oder vorläufig aufzuschieben ist. Der Bundesminister für Inneres 
(Bundeskriminalamt) hat den Rechtsanwalt, die Partei und die Staatsanwaltschaft ohne unnötigen Aufschub von 
der Anordnung zu verständigen. Mit der Verständigung des Rechtsanwalts gilt diese Anordnung als erlassen. Die 
Verständigung der Partei hat den Hinweis zu enthalten, dass sie oder ein sonst Betroffener berechtigt sei, 
Beschwerde wegen Verletzung ihrer Rechte an den unabhängigen Verwaltungssenat im Land zu erheben; auf die 
in § 67c AVG enthaltenen Bestimmungen für solche Beschwerden ist hinzuweisen. Sobald die Partei von einer 
solchen Anordnung zu verständigen wäre, darf der Rechtsanwalt seine Partei jedenfalls davon in Kenntnis 
setzen. 

(5) Der Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt) hat die Anordnung nach Abs. 4 aufzuheben, 
sobald die Voraussetzungen für die Erlassung weggefallen sind oder die Staatsanwaltschaft erklärt, dass die 
Voraussetzungen für die Beschlagnahme nach § 115 Abs. 1 Z 3 StPO nicht bestehen. Die Anordnung tritt im 
Übrigen außer Kraft, 

1. wenn seit ihrer Erlassung sechs Monate vergangen sind, oder 
2. sobald das Gericht über einen Antrag auf Beschlagnahme nach § 115 Abs. 1 Z 3 StPO rechtskräftig 

entschieden hat.“ 

12. In § 9 werden in Abs. 4 das Zitat „§ 8a Abs. 1 Z 1 und 2“ durch das Zitat „§ 8a Abs. 1“ und das Zitat „§ 8c 
Abs. 1 zweiter Satz“ durch das Zitat „§ 8f Abs. 1 zweiter Satz“ sowie in Abs. 5 das Zitat „§§ 8b und 8c“ durch 
das Zitat „§§ 8b und 8f“ ersetzt. 

13. In § 9a wird das Zitat „40 Abs. 2 BWG“ durch das Zitat „§ 40a Abs. 5 BWG“ sowie das Zitat „§ 8b Abs. 4“ 
durch das Zitat „§ 8b Abs. 5“ ersetzt. 
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14. Nach § 10 Abs. 3 werden folgende Abs. 4 und 5 angefügt: 
„(4) Dem Rechtsanwalt ist Werbung insoweit gestattet, als sie über seine berufliche Tätigkeit wahr und 

sachlich informiert und mit seinen Berufspflichten im Einklang steht. 
(5) Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, sich fortzubilden. Dies gilt insbesondere für jene Wissensgebiete, 

welche Gegenstand des Studiums (§ 3) und der Rechtsanwaltsprüfung (§ 20 RAPG) sind.“ 

15. In § 12 Abs. 3 wird das Zitat „§ 8b Abs. 4“ durch das Zitat „§ 8b Abs. 5“ ersetzt und folgender Satz 
angefügt: 
„Das Gleiche gilt für Belege und Aufzeichnungen über die von § 8a Abs. 1 erfassten Geschäfte.“ 

16. § 12 Abs. 4 entfällt. 

17. In § 15 Abs. 2 zweiter Satz wird die Wortfolge „an einer inländischen Universität das Doktorat der Rechte 
oder, für Absolventen des Diplomstudiums nach dem Bundesgesetz vom 2. März 1978, BGBl. Nr. 140, über das 
Studium der Rechtswissenschaften, den akademischen Grad eines Magisters der Rechtswissenschaften erlangt 
haben“ durch die Wortfolge „ein Studium des österreichischen Rechts (§ 3) abgeschlossen haben“ ersetzt. 

18. In § 16  

a) lautet Abs. 1: 
„§ 16. (1) Der Rechtsanwalt kann sein Honorar mit der Partei frei vereinbaren. Er ist jedoch nicht 

berechtigt, eine ihm anvertraute Streitsache ganz oder teilweise an sich zu lösen.“; 

b) wird in Abs. 2 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt: 
„Hat er bei dieser Vertretung oder Verteidigung der Partei rechtswidrig und schuldhaft Schaden zugefügt und 
diesen Schaden nach den maßgeblichen schadenersatzrechtlichen Vorschriften zu ersetzen, so kann er, sofern 
ihm nur ein minderer Grad des Versehens vorzuwerfen ist und der Haftpflichtversicherer des Rechtsanwalts 
(§ 21a) allein deshalb nicht vollen Ersatz geleistet hat, weil der Schaden die Versicherungssummen übersteigt, 
die Vergütung des solcherart noch zu Leistenden von der Republik Österreich verlangen.“; 

c) werden in Abs. 4 nach dem ersten Satz folgende Sätze eingefügt: 
„Auf Antrag des Rechtsanwalts ist bei Verfahren, in denen das Gericht unter Heranziehung von § 285 Abs. 2 
StPO eine Verlängerung der Frist zur Ausführung des Rechtsmittels beschließt, die Tätigkeit zur Erstellung der 
Rechtsmittelschrift in Ansehung jeder vollen Woche, um die die Rechtsmittelfrist verlängert wurde, der 
Teilnahme an zehn Verhandlungsstunden gleichzuhalten. Der Antrag auf Vergütung ist vom Rechtsanwalt bei 
sonstigem Ausschluss bis spätestens zum 31. März des auf das abgelaufene Kalenderjahr, in dem der 
Rechtsanwalt seine Leistungen erbracht hat, folgenden Jahres bei der Rechtsanwaltskammer einzubringen.“ 

19. § 21 c lit. 9a lautet: 
 „9a. In einer Rechtsanwalts-Gesellschaft in Form einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung dürfen nur 

Rechtsanwalts-Gesellschafter zum Geschäftsführer bestellt werden. In einer Rechtsanwalts-Gesellschaft 
können Prokura und Handlungsvollmacht nicht wirksam erteilt werden.“ 

20. In § 27 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der lit. f durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende lit. g angefügt: 
 „g) die Festsetzung einer angemessenen Vergütung für die Erstattung von Gutachten über die 

Angemessenheit des Honorars insbesondere in Gerichtsverfahren.“ 

21. In § 30  

a) lautet Abs. 1: 
„§ 30. (1) Um die Eintragung in die Liste der Rechtsanwaltsanwärter zu erwirken, ist beim Eintritt in die 

Praxis bei einem Rechtsanwalt die Anzeige an den Ausschuss unter Nachweis der österreichischen 
Staatsbürgerschaft, der Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats der Europäischen Union oder eines anderen 
Vertragsstaats des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft und dem Nachweis des Abschlusses eines Studiums des österreichischen Rechts (§ 3) zu 
erstatten. Die Zeit der praktischen Verwendung bei einem Rechtsanwalt (§ 2 Abs. 2) wird erst von dem Tag des 
Einlangens dieser Anzeige an gerechnet.“; 

b) wird nach Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefügt: 
„(1a) Ist fraglich, ob das vom Bewerber abgeschlossene Studium des österreichischen Rechts den 

Voraussetzungen des § 3 entspricht, kann der Ausschuss vor seiner Entscheidung auf Kosten des Bewerbers ein 
Gutachten der Ausbildungsprüfungskommission (§ 5 Abs. 2 ABAG) einholen.“; 

c) wird in Abs. 3 erster Satz nach dem Wort „wenn“ die Wortfolge „einer der Ausschlussgründe nach § 2 Abs. 2 
RPG vorliegt oder“ eingefügt; 
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d) entfällt Abs. 5. 

22. In § 34 Abs. 4 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt: 
„Dieser ist über Mitteilung der zuständigen Rechtsanwaltskammer von Amts wegen beim Betroffenen in das 
Firmenbuch einzutragen und nach Ablauf seiner Bestellung wieder zu löschen.“ 

23. In § 45a werden nach dem Wort „Verwaltungssenaten“ die Worte „in den Ländern“ eingefügt. 

24. § 56a lautet: 
„§ 56a. (1) Auf die Leistungen der nach § 45a bestellten Rechtsanwälte sind die §§ 55 und 56 mit der 

Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Bundesministers für Justiz der Bundeskanzler tritt. 
(2) Der Bund hat dem Österreichischen Rechtsanwaltskammertag jährlich spätestens zum 30. September für 

die im abgelaufenen Kalenderjahr erbrachten Leistungen der nach § 45a bestellten Rechtsanwälte eine 
angemessene Pauschalvergütung zu zahlen, deren Höhe durch Verordnung des Bundeskanzlers festzusetzen ist. 
Übersteigt die voraussichtliche Höhe der Pauschalvergütung den Betrag von 10 000 Euro, hat der Bundeskanzler 
dazu das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen und dem Hauptausschuss des Nationalrats 
herzustellen. 

(3) Die erstmalige Festsetzung der Pauschalvergütung hat anhand der Anzahl der jährlichen Bestellungen 
und des Umfangs der erbrachten Leistungen im Sinn des Abs. 1 anhand des Durchschnitts der letzten fünf 
Kalenderjahre zu erfolgen. Die Höhe der Pauschalvergütung ist in weiterer Folge dann entsprechend neu 
festzusetzen, wenn 
 1. sich die wirtschaftlichen Verhältnisse im Vergleich zu dem Zeitpunkt, bis zu dem diese Umstände bei 

der erstmaligen Festsetzung oder der letzten Neufestsetzung berücksichtigt worden sind, auch im 
Rahmen der Durchschnittsbetrachtung wesentlich ändern oder 

 2. die Anzahl der jährlichen Bestellungen oder der Umfang der Leistungen im Sinn des Abs. 1 gemessen 
am Durchschnitt der jeweils letzten fünf Kalenderjahre vor dem Zeitpunkt der Neufestsetzung um mehr 
als 20 vH gestiegen oder gesunken ist. 

(4) Für nach § 16 Abs. 4 erster Satz erbrachte Leistungen der nach § 45a bestellten Rechtsanwälte ist eine 
angemessene Pauschalvergütung gesondert festzusetzen. 

(5) Die Länder haben dem Bund zwei Drittel der Pauschalvergütung nach Abs. 2 spätestens zum 31. März 
des auf das abgelaufene Kalenderjahr folgenden Jahres zu ersetzen. Die Anteile der Länder bestimmen sich nach 
dem Verhältnis der auf den unabhängigen Verwaltungssenat des jeweiligen Landes entfallenden Bestellungen 
zur Gesamtzahl dieser Bestellungen.“ 

25. In § 57  

a) lautet Abs. 1: 
„§ 57. (1) Wer unberechtigt die Berufsbezeichnung „Rechtsanwalt“, eine der in der Anlage zum EIRAG 

angeführten Anwaltsbezeichnungen oder eine der sich aus dem 5. Teil des EIRAG ergebenden 
Berufsbezeichnungen für international tätige Rechtsanwälte führt, seiner Firma beifügt, als Geschäftszweig oder 
Gegenstand des Unternehmens angibt oder sonst zu Werbezwecken verwendet, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 10 000 Euro zu bestrafen.“; 

b) wird in Abs. 2 der Betrag von „6 100 Euro“ durch den Betrag von „16 000 Euro“ ersetzt. 

Artikel II 
Änderungen der Notariatsordnung 

Die Notariatsordnung, RGBl. Nr. 75/1871, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 92/2006, 
wird wie folgt geändert: 

1. Der Titel des I. Hauptstücks lautet: 

„Wirkungskreis der Notarinnen und Notare.“ 

2. § 1 lautet: 
„§ 1. (1) Notarinnen und Notare werden vom Staat bestellt und in ihr öffentliches Amt eingeführt, damit sie 

nach Maßgabe dieses Gesetzes öffentliche Urkunden über Rechtserklärungen, Rechtsgeschäfte und 
rechtserhebliche Tatsachen aufnehmen und ausfertigen, sodann zur Entlastung der Gerichte die von den Parteien 
ihnen anvertrauten Urkunden verwahren und Gelder und Wertpapiere zur Ausfolgung an Dritte oder zum Erlag 
bei Behörden übernehmen und als Gerichtskommissäre herangezogen werden können. 
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(2) Den Notarinnen und Notaren obliegt die Durchführung von Amtshandlungen als Gerichtskommissäre 
nach besonderen gesetzlichen Vorschriften. 

(3) Notarinnen und Notare, die auf Grund gesetzlicher Bestimmungen öffentlich-rechtliche Tätigkeiten 
ausüben, handeln in Ausübung öffentlicher Gewalt. 

(4) Soweit in diesem Bundesgesetz auf natürliche Personen bezogene Bezeichnungen nur in männlicher 
Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung der 
Bezeichnung auf bestimmte natürliche Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.“ 

3. In § 5 Abs 1 lautet der zweite Satz: 
„Der Notar ist berechtigt, Parteien im Strafverfahren vor Verwaltungsbehörden, Finanzstrafbehörden und 
Bezirksgerichten zu verteidigen.“ 

4. In § 6 

a) lautet Abs. 1: 
„§ 6. (1) Voraussetzung für die Ernennung zum Notar sind: 

 1. die österreichische Staatsbürgerschaft; 
 2. Eigenberechtigung, freie Vermögensverwaltung und ehrenhaftes Vorleben; 
 3. der Abschluss eines Studiums des österreichischen Rechts (§ 6a); 
 4. die erfolgreiche Ablegung der Notariatsprüfung; 
 5. eine siebenjährige praktische Verwendung in der gesetzlichen Art; 
 6. dass der Bewerber das 64. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.“; 

b) lauten Abs. 3 und 3a: 
„(3) Auf die Dauer der praktischen Verwendung, die nicht zwingend als Notariatskandidat zu verbringen 

ist, sind anzurechnen: 
 1. Zeiten einer den im Abs. 2 genannten rechtsberuflichen Tätigkeiten gleichartigen praktischen 

Verwendung im Ausland sowie einer rechtsberuflichen Verwendung im Inland oder im Ausland bei 
einer Verwaltungsbehörde, an einer Hochschule oder bei einem Wirtschaftsprüfer oder Steuerberater, 
wenn diese Verwendungen für die Ausübung des Notariatsberufs dienlich gewesen sind, bis zu einem 
Höchstausmaß von insgesamt einem Jahr; 

 2. Zeiten eines auf Grund einer gesetzlichen Pflicht oder freiwillig geleisteten österreichischen 
Wehrdienstes oder Zivildienstes bis zu einem Höchstausmaß von insgesamt einem Jahr; 

 3. Zeiten einer an ein Studium des österreichischen Rechts (§ 6a) anschließenden universitären Ausbildung 
bis zum Höchstausmaß von einem Jahr, wenn damit im Zusammenhang ein weiterer 
rechtswissenschaftlicher akademischer Grad erlangt wurde; 

 4. beschäftigungslose Zeiten nach dem Mutterschutzgesetz 1979, dem Väter-Karenzgesetz oder den §§ 14a 
und 14b AVRAG, und zwar 

 a) Zeiten einer als Notariatskandidat angetretenen Karenz oder Freistellung beziehungsweise 
 b) im Fall einer Teilzeitbeschäftigung oder Herabsetzung der Normalarbeitszeit jene Zeiten, um die die 

Normalarbeitszeit herabgesetzt wurde; 
  insgesamt im Höchstausmaß von einem Jahr. 

(3a) Zeiten gemäß § 117 Abs. 5 Z 5 sind im Ausmaß der tatsächlich geleisteten Ausbildungszeit zu 
berücksichtigen.“ 

5. Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt: 
„§ 6a. (1) Das für die Ernennung zum Notar erforderliche Studium des österreichischen Rechts ist an einer 

Universität zurückzulegen und mit einem rechtswissenschaftlichen akademischen Grad abzuschließen, wobei 
diesem auch mehrere Studien (§§ 54 ff Universitätsgesetz 2002) zu Grunde liegen können. Die 
Mindeststudiendauer hat wenigstens vier Jahre mit einem Arbeitsaufwand von zumindest 240 ECTS-
Anrechnungspunkten zu betragen. Ein ECTS-Anrechnungspunkt hat dabei jedenfalls einem Arbeitspensum von 
25 Echtstunden zu entsprechen. 

(2) Im Rahmen des Studiums nach Abs. 1 sind nachweislich angemessene Kenntnisse über folgende 
Wissensgebiete zu erwerben: 
 1. Grundlagen des Rechts einschließlich des allgemeinen Völkerrechts (Arbeitsaufwand insgesamt 

zumindest 20 ECTS-Anrechnungspunkte),  
 2. österreichisches bürgerliches Recht (Arbeitsaufwand zumindest 25 ECTS-Anrechnungspunkte), 
 3. österreichisches Unternehmensrecht (Arbeitsaufwand zumindest 10 ECTS-Anrechnungspunkte), 
 4. österreichisches Zivilverfahrensrecht (Arbeitsaufwand zumindest 10 ECTS-Anrechnungspunkte), 
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 5. österreichisches Straf- und Strafprozessrecht (Arbeitsaufwand zumindest 17 ECTS-
Anrechnungspunkte), 

 6. österreichisches Verfassungsrecht einschließlich der Grund- und Menschenrechte (Arbeitsaufwand 
zumindest 10 ECTS-Anrechnungspunkte), 

 7. österreichisches Verwaltungsrecht einschließlich des Verwaltungsverfahrensrechts (Arbeitsaufwand 
zumindest 10 ECTS-Anrechnungspunkte), 

 8. Europarecht (Arbeitsaufwand zumindest 7 ECTS-Anrechnungspunkte), 
 9. österreichisches Arbeits- und Sozialrecht (Arbeitsaufwand zumindest 7 ECTS-Anrechnungspunkte), 
 10. österreichisches Steuerrecht (Arbeitsaufwand zumindest 5 ECTS-Anrechnungspunkte), 
 11. Betriebswirtschaftslehre und/oder Finanzwissenschaften und/oder Volkswirtschaftslehre 

(Arbeitsaufwand zumindest 10 ECTS-Anrechnungspunkte) sowie 
 12. gegebenenfalls sonstige rechtswissenschaftliche Wissensgebiete. 
Der Arbeitsaufwand für die vorstehend angeführten Wissensgebiete hat insgesamt zumindest 200 ECTS-
Anrechnungspunkte zu betragen, wobei auf rechtswissenschaftliche Wissensgebiete zumindest 150 ECTS-
Anrechnungspunkte zu entfallen haben. Der Nachweis der Kenntnisse ist durch positiv abgelegte Prüfungen 
und/oder positiv beurteilte schriftliche Arbeiten einschließlich der Arbeit nach Abs. 4 zweiter Satz zu erbringen, 
wobei der Gegenstand der Prüfung oder Arbeit jeweils auch mehreren Wissengebieten entnommen sein kann. 

(3) Soweit nicht Abs. 5 zur Anwendung kommt, erfolgt die Anrechnung von nicht im Rahmen des 
Studiums nach Abs. 1 abgelegten Prüfungen nach § 78 Universitätsgesetz 2002. Erforderlichenfalls können 
entsprechende Prüfungen abgelegt werden. 

(4) Bei den in Abs. 2 genannten Wissensgebieten österreichisches bürgerliches Recht sowie österreichisches 
Straf- und Strafprozessrecht haben die Kenntnisse auch die schriftliche Falllösung mitzuumfassen. Im Rahmen 
des Studiums ist auch eine schriftliche, positiv beurteilte Arbeit zu erstellen, deren inhaltlicher Schwerpunkt auf 
einem oder mehreren der in Abs. 2 genannten rechtswissenschaftlichen Wissensgebiete gelegen sein muss und 
die dem Nachweis der Fähigkeit zum selbständigen rechtswissenschaftlichen Arbeiten dient. § 81 Abs. 1 zweiter 
Satz Universitätsgesetz 2002 ist anwendbar. 

(5) Ein von einem Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union und der anderen 
Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sowie der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft an einer Universität zurückgelegtes und mit einem rechtswissenschaftlichen akademischen 
Grad abgeschlossenes anderes rechtswissenschaftliches Studium entspricht nur bei Gleichwertigkeit den 
Erfordernissen nach Abs. 1. Die Gleichwertigkeit der Ausbildung und ihrer Inhalte ist dann gegeben, wenn die 
Kenntnisse und Fähigkeiten des Studienabsolventen den durch Absolvierung eines Studiums des 
österreichischen Rechts nach den Abs. 2 und 4 bescheinigten Kenntnissen und Fähigkeiten entsprechen. Die 
Prüfung der Gleichwertigkeit, gegebenenfalls auch deren Herstellung bei nur teilweiser Entsprechung hat nach 
den Vorschriften des ersten Abschnittes des Ausbildungs- und Berufsprüfungsanrechungsgesetzes zu erfolgen.“ 

6. In § 7 

a) lautet Abs. 3: 
„(3) Die Berufsbezeichnung „Notar“ darf nur der Firma einer Notar-Partnerschaft beigefügt und nur bei 

einer solchen als Geschäftszweig (§ 3 Z 5 FBG) angegeben und in das Firmenbuch eingetragen werden. Gleiches 
gilt auch für alle auf die Amtstätigkeit eines Notars hindeutenden Begriffe und Wendungen.“ 

b) entfällt Abs. 4. 

7. In § 11 

a) wird in Abs. 1 folgender Satz angefügt: 
„Ist fraglich, ob das vom Bewerber abgeschlossene Studium des österreichischen Rechts den Voraussetzungen 
des § 6a entspricht, kann die Notariatskammer vor Erstellung des Besetzungsvorschlags auf Kosten des 
Bewerbers ein Gutachten der Ausbildungsprüfungskommission (§ 5 Abs. 2 ABAG) einholen.“ 

b) wird in Abs. 3 Z 4 der Verweis „§ 6 Abs. 1 lit. d“ geändert auf „§ 6 Abs. 1 Z 5“. 

c) entfällt Abs. 3 Z 6. 

8. In § 23 Abs. 3 wird folgender letzter Satz angefügt: 
„Die Notariatskammer kann der Notar-Partnerschaft eine sechs Monate nicht übersteigende Frist einräumen, für 
einen dem Gesetz entsprechenden Zustand zu sorgen.“ 

9. Nach § 31 Abs. 4 wird folgender Abs. 5 angefügt: 
„(5) Der Notar ist verpflichtet, sich fortzubilden. Dies gilt insbesondere für jene Wissensgebiete, welche 

Gegenstand des Studiums (§ 6a) und der Notariatsprüfung (§ 20 NPG) sind.“ 
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10. §§ 36a bis 36c lauten: 
„§ 36a. (1) Der Notar ist verpflichtet, alle Geschäfte besonders sorgfältig zu prüfen, deren Art es besonders 

nahe legt, dass sie mit Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) 
zusammenhängen könnten, und bei denen er im Namen und auf Rechnung seiner Partei Finanz- oder 
Immobilientransaktionen durchführt oder für seine Partei an deren Planung oder Durchführung mitwirkt, die 
Folgendes betreffen: 
 1. den Kauf oder den Verkauf von Immobilien oder Unternehmen; 
 2. die Verwaltung von Geld, Wertpapieren oder sonstigen Vermögenswerten, die Eröffnung oder 

Verwaltung von Bank-, Spar- oder Wertpapierkonten; 
 3. die Gründung, den Betrieb oder die Verwaltung von Treuhandgesellschaften, Gesellschaften oder 

ähnlichen Strukturen, wie etwa Trusts oder Stiftungen, einschließlich der Beschaffung der zur 
Gründung, zum Betrieb oder zur Verwaltung von Gesellschaften erforderlichen Mittel. 

(2) Der Notar hat angemessene und geeignete Strategien und Verfahren zur Erfüllung der ihm im Rahmen 
der Bekämpfung von Geldwäscherei (§ 165 StGB) und Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) auferlegten 
Sorgfaltspflichten in Ansehung von Parteien, Verdachtsmeldungen, Aufzeichnungen, interner Kontrolle, 
Risikobewertung und Risikomanagement sowie zur Sicherstellung der Einhaltung der einschlägigen 
Vorschriften und der Kommunikation innerhalb seiner Kanzlei einzuführen und aufrechtzuerhalten, um 
Transaktionen, die mit Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) 
zusammenhängen, vorzubeugen und diese zu verhindern.  

§ 36b. (1) Bei Vorliegen eines der in § 36a Abs. 1 angeführten Geschäfte ist der Notar verpflichtet, die 
Identität seiner Partei und gegebenenfalls jene des dahinter stehenden wirtschaftlichen Eigentümers (§ 36c) 
festzustellen: 
 1. bei Anknüpfung eines auf gewisse Dauer angelegten Auftragsverhältnisses (Geschäftsbeziehung) vor 

Annahme des Auftrags; 
 2. bei allen sonstigen Geschäften, bei denen die Auftragssumme (die Bemessungsgrundlage nach dem 

NTG) mindestens 15.000 Euro beträgt, und zwar unabhängig davon, ob das Geschäft in einem einzigen 
Vorgang oder in mehreren Vorgängen, zwischen denen eine Verbindung zu bestehen scheint, getätigt 
wird, vor Durchführung des Geschäfts; ist die Auftragssumme (die Höhe der Bemessungsgrundlage) 
zunächst nicht bekannt, so ist die Identität festzustellen, sobald absehbar ist oder fest steht, dass die 
Auftragssumme (die Höhe der Bemessungsgrundlage) voraussichtlich mindestens 15.000 Euro beträgt; 

 3. wenn er den begründeten Verdacht hat, dass das Geschäft der Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder der 
Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) dient oder 

 4. wenn er Zweifel an der Echtheit oder Angemessenheit der erhaltenen Identitätsnachweise hat. 
(2) Die Identität der Partei ist durch persönliche Vorlage eines amtlichen Lichtbildausweises oder – wo dies 

nicht möglich ist – einen amtlich dokumentierten, in gleicher Weise beweiskräftigen Vorgang festzustellen. Als 
amtlicher Lichtbildausweis in diesem Sinne gelten von einer staatlichen Behörde ausgestellte Dokumente, die 
mit einem nicht austauschbaren erkennbaren Kopfbild der betreffenden Person versehen sind und den Namen, 
die Unterschrift und - soweit dies nach dem Recht des ausstellenden Staates vorgesehen ist - auch das 
Geburtsdatum der Person sowie die ausstellende Behörde enthalten. Schreitet für die Partei ein Vertreter ein, so 
ist dessen Identität in gleicher Weise festzustellen. Die Vertretungsbefugnis ist anhand geeigneter 
Bescheinigungen festzustellen und zu überprüfen. 

(3) Ist die Partei bei Anknüpfung der Geschäftsbeziehung oder Durchführung des Geschäfts nicht physisch 
anwesend (Ferngeschäft), so hat der Notar zusätzlich geeignete und beweiskräftige Maßnahmen zu ergreifen, um 
die Identität der Partei verlässlich festzustellen und dafür zu sorgen, dass die erste Zahlung der Partei im Rahmen 
des Geschäfts über ein Konto abgewickelt wird, das im Namen des Kunden bei einem Kreditinstitut eröffnet 
wurde, das in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2005/60/EG fällt. 

(4) Hegt der Notar Zweifel, ob es sich bei der Partei um den wirtschaftlichen Eigentümer (§ 36c) handelt 
oder hat er Gewissheit, dass es sich bei der Partei nicht um den wirtschaftlichen Eigentümer handelt, so hat er 
risikobasierte und angemessene Maßnahmen zur Feststellung und Überprüfung der Identität des wirtschaftlichen 
Eigentümers zu setzen. Kommt die Partei einem Auskunftsverlangen des Notars im Rahmen seiner 
Identifizierungsverpflichtung nicht nach, so ist der Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt) zu 
verständigen. 

(5) Der Notar hat die nach Abs. 2 bis 4 zur Feststellung der Identität vorgelegten Unterlagen soweit als 
möglich im Original aufzubewahren. Bei amtlichen Lichtbildausweisen und anderen Unterlagen, deren 
Aufbewahrung im Original nicht möglich oder nicht tunlich ist, sind Kopien anzufertigen und aufzubewahren. 

(6) Der Notar hat Informationen über den Zweck und die angestrebte Art der Geschäftsbeziehung 
einzuholen und die Geschäftsbeziehung laufend zu überwachen. Die Überwachung schließt eine Überprüfung 
der im Verlauf der Geschäftsbeziehung abgewickelten Transaktionen mit ein, um sicherzustellen, dass diese mit 
den Kenntnissen des Notars über die Partei, deren Geschäftstätigkeit und Risikoprofil einschließlich 
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erforderlichenfalls der Quelle der Mittel kohärent sind. Der Notar hat dafür zu sorgen, dass die jeweiligen 
Dokumente, Daten oder Informationen stets aktualisiert werden. 

(7) Ist der Notar nicht oder nicht mehr in der Lage, die Identität der Partei, gegebenenfalls auch des 
wirtschaftlichen Eigentümers, festzustellen oder Informationen über den Zweck und die angestrebte Art der 
Geschäftsbeziehung einzuholen, darf das Auftragsverhältnis nicht begründet und die Transaktion nicht 
durchgeführt werden; eine bereits bestehende Geschäftsbeziehung ist zu beenden. Überdies ist eine Meldung an 
den Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt) in Erwägung zu ziehen. 

§ 36c. Wirtschaftlicher Eigentümer ist jene natürliche Person, in deren Eigentum oder unter deren Kontrolle 
die Partei letztlich steht oder in deren Auftrag sie handelt. 

Als wirtschaftlicher Eigentümer gilt jedenfalls 
 1. bei Gesellschaften, deren Wertpapiere nicht zum Handel an einem geregelten Markt (§ 1 Abs. 2 BörseG) 

zugelassen sind, jene Person, die an der Gesellschaft zu mehr als 25% beteiligt ist der auf andere Weise 
die Kontrolle über die Geschäftsleitung ausübt; 

 2. bei eigentümerlosen Rechtspersonen oder Rechtsvereinbarungen zur Verwaltung oder Verteilung von 
Vermögen (wie Stiftungen und Trusts) jede Person, die Begünstigte von 25% oder mehr des Vermögens 
ist oder darüber Kontrolle ausübt; falls Einzelpersonen mangels Bestimmtheit der Begünstigten nicht 
ermittelt werden können, jene Personengruppe, in deren Interesse die Rechtsperson errichtet oder die 
Vereinbarung getroffen wurde.“ 

11. Nach § 36c werden folgende §§ 36d bis 36f eingefügt: 
„§ 36d. (1) Ausgenommen im Fall des § 36b Abs. 1 Z 3 entfallen die in §§ 36b und 36c angeführten 

Pflichten zur Feststellung der Identität der Partei, gegebenenfalls auch des wirtschaftlichen Eigentümers, zur 
Einholung von Informationen über den Zweck und die angestrebte Art der Geschäftsbeziehung, zu deren 
Überwachung und zur Aktualisierung der Informationen, wenn die Partei 
 1. ein Kredit- oder Finanzinstitut ist, das in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2005/60/EG fällt;  
 2. ein in einem Drittland ansässiges Kredit- oder Finanzinstitut ist, das dort Anforderungen unterworfen 

ist, die den in der Richtlinie 2005/60/EG vorgesehenen Anforderungen gleichwertig sind, und einer 
Aufsicht in Bezug auf deren Einhaltung unterliegt; 

 3. eine börsenotierte Gesellschaft ist, deren Aktien an einem geregelten Markt im Sinne des § 1 Abs. 2 
BörseG gehandelt werden, oder die Offenlegungsanforderungen unterliegt, die jenen des 
Gemeinschaftsrechts entsprechen; 

 4. eine inländische Behörde ist; 
 5. eine sonstige Behörde oder öffentliche Einrichtung ist,  
 a) die auf Grundlage des Vertrags über die Europäische Union, die Verträge zur Gründung der 

Europäischen Gemeinschaften oder des Sekundärrechts mit öffentlichen Aufgaben betraut wurde, 
 b) deren Identität öffentlich nachprüfbar und transparent ist und zweifelsfrei feststeht, 
 c) deren Tätigkeiten und Rechnungslegungspraktiken transparent sind,  
 d) die gegenüber einem Organ der Gemeinschaft oder den Behörden eines Mitgliedstaats 

rechenschaftspflichtig ist oder in Ansehung derer anderweitige Kontroll- und 
Gegenkontrollmechanismen zur Überprüfung ihrer Tätigkeit bestehen; 

 6. eine juristische Person ist,  
 a) die in einem Mitgliedstaat ansässig ist, der ihre Tätigkeit den Bestimmungen der Richtlinie 

2005/60/EG gemäß deren Artikel 4 unterstellt hat, und die gemäß deren Art. 37 Abs. 3 der Aufsicht 
durch die zuständigen Behörden unterliegt, wobei die Nichteinhaltung der Anforderungen der 
Richtlinie wirksame, verhältnismäßige und abschreckende Sanktionen nach sich zieht, 

 b) deren Identität öffentlich nachprüfbar und transparent ist und zweifelsfrei feststeht, 
 c) die nach einzelstaatlichem Recht für die Aufnahme des Finanzgeschäfts zwingend einer 

Genehmigung bedarf, welche bei mangelnder Zuverlässigkeit und fachlicher Eignung der die 
Geschäfte führenden natürlichen Personen oder der wirtschaftlichen Eigentümer verweigert werden 
kann und die insoweit auch einer umfassenden Aufsicht (einschließlich von eingehenden Prüfungen 
vor Ort) durch die zuständigen Behörden unterliegt; 

 7. eine Zweigniederlassung einer unter Z 6 fallenden Person ist, wenn und soweit der Mitgliedstaat auch 
die Tätigkeit dieser Zweigniederlassung den Bestimmungen der Richtlinie 2005/60/EG unterstellt hat. 

(2) Der Notar hat aber jedenfalls ausreichende Informationen zu sammeln, um verlässlich feststellen zu 
können, dass die Ausnahmebestimmung auf die Partei Anwendung findet. 

§ 36e. (1) Bei Vorliegen eines der in § 36a Abs. 1 angeführten Geschäfte hat der Notar im Rahmen seiner 
Identifizierungspflicht zu prüfen, ob die Partei eine in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittstaat 
ansässige politisch exponierte Person im Sinne von Abs. 2 ist. Zu diesem Zweck muss er über angemessene, 
risikobasierte Verfahren verfügen, an Hand derer dies bestimmt werden kann (insbesondere einen geeigneten 
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Fragebogen für die Selbstauskunft der Partei, bei Transaktionen von großem Wert auch den Zugang zu einer 
geeigneten Recherchemöglichkeit). 

(2) Politisch exponierte Personen sind 
 1. natürliche Personen, die folgende öffentliche Ämter auf nationaler Ebene, Gemeinschaftsebene oder 

internationaler Ebene ausüben oder innerhalb des letzten Jahres ausgeübt haben: 
 a) Staatschefs, Regierungschefs, Minister, stellvertretende Minister und Staatssekretäre; 
 b) Parlamentsmitglieder; 
 c) Mitglieder von obersten Gerichten, Verfassungsgerichten oder sonstigen hochrangigen Institutionen 

der Justiz, gegen deren Entscheidungen, von außergewöhnlichen Umständen abgesehen, kein 
Rechtsmittel eingelegt werden kann, es sei denn, sie nehmen nur mittlere oder niedrigere Funktionen 
wahr; 

 d) Mitglieder der Rechnungshöfe oder Vorstände von Zentralbanken, es sei denn, sie nehmen nur 
mittlere oder niedrigere Funktionen wahr; 

 e) Botschafter, Geschäftsträger und hochrangige Offiziere der Streitkräfte (insbesondere im Rang eines 
Generals oder Admirals), es sei denn, sie nehmen nur mittlere oder niedrigere Funktionen wahr; 

 f) Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgane staatlicher Unternehmen, es sei denn, 
sie nehmen nur mittlere oder niedrigere Funktionen wahr; 

 2. der Ehepartner oder die Ehepartnerin beziehungsweise bei Gleichstellung im einzelstaatlichen Recht der 
Lebensgefährte oder die Lebensgefährtin, die Kinder und deren Ehepartner oder Ehepartnerinnen 
beziehungsweise Lebengefährten oder Lebensgefährtinnen sowie die Eltern der in Z 1 genannten 
Person; 

 3. natürliche Personen, die bekanntermaßen mit einer in Z 1 genannten Person gemeinsam wirtschaftlicher 
Eigentümer (§ 36c) von Rechtspersonen oder Rechtsvereinbarungen sind oder mit dieser Person 
sonstige enge Geschäftsbeziehungen unterhalten, sowie natürliche Personen, die alleinige 
wirtschaftliche Eigentümer (§ 36c) von Rechtspersonen oder Rechtsvereinbarungen sind, die 
bekanntermaßen tatsächlich zum Nutzen einer in Z 1 genannten Person errichtet wurde. 

(3) Ein Auftragsverhältnis mit einer in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittstaat ansässigen 
politisch exponierten Person darf nur nach vorheriger Zustimmung eines (zur Geschäftsführung befugten) Notars 
eingegangen werden. Ist die Partei oder der wirtschaftliche Eigentümer eine in einem anderen Mitgliedstaat oder 
in einem Drittstaat ansässige, politisch exponierte Person, so hat der Notar angemessene Maßnahmen zu 
ergreifen, um die Herkunft der Mittel zu prüfen, die im Rahmen der Geschäftsbeziehung oder der Transaktion 
eingesetzt werden, und die Geschäftsbeziehung einer verstärkten fortlaufenden Überwachung zu unterziehen.  

§ 36f. (1) Besteht in den Fällen des § 36a Abs. 1 der begründete Verdacht, dass die Transaktion der 
Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder der Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) dient, so hat der Notar hievon 
unverzüglich den Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt) in Kenntnis zu setzen (Verdachtsmeldung). 
Der Notar ist aber nicht zur Verdachtsmeldung hinsichtlich solcher Tatsachen verpflichtet, die er von einer oder 
über eine Partei im Rahmen der Rechtsberatung oder im Zusammenhang mit ihrer Vertretung vor einem Gericht 
oder einer diesem vorgeschalteten Behörde oder Staatsanwaltschaft erfahren hat, es sei denn, dass die Partei für 
den Notar erkennbar die Rechtsberatung offenkundig zum Zweck der Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder der 
Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) in Anspruch nimmt. Von einer Verdachtsmeldung oder einer Meldung 
an den Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt) nach § 36b darf der Notar nur die zur Bekämpfung der 
Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung zuständigen Behörden (einschließlich der Notariatskammer und der 
Strafverfolgungsbehörden) in Kenntnis setzen (Verbot der Informationsweitergabe). Die Weitergabe dieser 
Information innerhalb der Kanzlei sowie gegebenenfalls der Notar-Partnerschaft ist zulässig. 

(2) Das Verbot der Informationsweitergabe steht Bemühungen des Notars nicht entgegen, die Partei davon 
abzuhalten, eine rechtswidrige Handlung zu begehen. Ist die Partei auch Auftraggeber eines anderen Notars aus 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Drittland, in dem der RL 2005/60/EG gleichwertige 
Anforderungen sowie gleichwertige Verschwiegenheits- und Datenschutzpflichten gelten, oder ist ein solcher 
Notar sonst an der Transaktion der Partei beteiligt, so können Informationen, die sich auf diese Transaktion 
beziehen, zwischen den Notaren weitergegeben werden. Die ausgetauschten Informationen dürfen jedoch 
ausschließlich zur Verhinderung der Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) 
verwendet werden. 

(3) Hat der Notar eine Verdachtsmeldung nach Abs. 1 zu erstatten, so darf er die Transaktion nicht 
vornehmen, bevor er den Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt) benachrichtigt hat. Der Notar ist 
berechtigt, vom Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt) zu verlangen, dass dieser entscheidet, ob gegen 
die unverzügliche Durchführung des Geschäfts Bedenken bestehen; äußert sich der Bundesminister für Inneres 
(Bundeskriminalamt) nicht bis zum Ende des folgenden Werktags, so darf das Geschäft unverzüglich 
durchgeführt werden. Falls der Verzicht auf die Durchführung der Transaktion aber nicht möglich ist oder durch 
einen solchen Verzicht die Ermittlung des Sachverhalts oder die Sicherstellung der Vermögenswerte erschwert 
oder verhindert würde, so hat der Notar dem Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt) unmittelbar 
danach die nötige Information zu erteilen. 
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(4) Der Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt) ist ermächtigt, anzuordnen, dass die Durchführung 
eines solchen Geschäfts zu unterbleiben hat oder vorläufig aufzuschieben ist. Der Bundesminister für Inneres 
(Bundeskriminalamt) hat den Notar, die Partei und die Staatsanwaltschaft ohne unnötigen Aufschub von der 
Anordnung zu verständigen. Mit der Verständigung des Notars gilt diese Anordnung als erlassen. Die 
Verständigung der Partei hat den Hinweis zu enthalten, dass sie oder ein sonst Betroffener berechtigt sei, 
Beschwerde wegen Verletzung ihrer Rechte an den unabhängigen Verwaltungssenat im Land zu erheben; auf die 
in § 67c AVG enthaltenen Bestimmungen für solche Beschwerden ist hinzuweisen. Sobald die Partei von einer 
solchen Anordnung zu verständigen wäre, darf der Notar seine Partei jedenfalls davon in Kenntnis setzen. 

(5) Der Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt) hat die Anordnung nach Abs. 4 aufzuheben, 
sobald die Voraussetzungen für die Erlassung weggefallen sind oder die Staatsanwaltschaft erklärt, dass die 
Voraussetzungen für die Beschlagnahme nach § 115 Abs. 1 Z 3 StPO nicht bestehen. Die Anordnung tritt im 
Übrigen außer Kraft, 

1. wenn seit ihrer Erlassung sechs Monate vergangen sind, oder 
2. sobald das Gericht über einen Antrag auf Beschlagnahme nach § 115 Abs. 1 Z 3 StPO rechtskräftig 

entschieden hat. 

12. In § 37 werden in Abs. 4 das Zitat „§ 36a Abs. 1 Z 1 und 2“ durch das Zitat „§ 36a Abs. 1“ und das Zitat 
„§ 36c Abs. 1 zweiter Satz“ durch das Zitat „§ 36f Abs. 1 zweiter Satz“ sowie in Abs. 5 das Zitat „§§ 36b und 
36c“ durch das Zitat „§§ 36b und 36f“ ersetzt. 

13. In § 37a wird das Zitat „40 Abs. 2 BWG“ durch das Zitat „§ 40a Abs. 5 BWG“ sowie das Zitat „§ 36b 
Abs. 4“ durch das Zitat „§ 36b Abs. 5“ ersetzt. 

14. In § 42 Abs. 2 NO wird die Wortfolge „das Notariatsarchiv“ durch die Wortfolge „die Notariatskammer“ 
ersetzt. 

15. In § 49 

a) wird in Abs. 3 das Zitat „§ 36b Abs. 4“ durch das Zitat „§ 36b Abs. 5“ ersetzt und folgender Satz angefügt: 
„Das Gleiche gilt für Belege und Aufzeichnungen über die von § 36a Abs. 1 erfassten Geschäfte.“; 

b) entfällt Abs. 4. 

16. § 91 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 
„In den Fällen des § 146 steht dieses Recht dem Übernehmer (§ 146 Abs. 1) zu.“ 

17. Die Überschrift des VII. Hauptstück lautet: 

„Notariatskandidaten und Substituten“ 

18. In § 117 

a) lautet Abs. 4: 
„(4) Der Notar hat unverzüglich der Notariatskammer anzuzeigen: 

 1. den Austritt des Notariatskandidaten aus seiner Kanzlei; 
 2. eine Unterbrechung der praktischen Verwendung; 
 3. Beginn, Dauer, Ausmaß und Lage einer Teilzeitbeschäftigung nach dem Mutterschutzgesetz oder dem 

Väter-Karenzgesetz; 
 4. das Ausmaß einer Herabsetzung oder die Änderung der Lage der Normalarbeitszeit.“; 

b) lautet Abs. 5 Z 5: 
 5. eine Teilzeitbeschäftigung nach dem Mutterschutzgesetz oder dem Väter-Karenzgesetz ausgeübt wird 

oder soweit im Fall der Herabsetzung der Normalarbeitszeit Ausbildungszeit absolviert wird.“ 

19. In § 117a 

a) lautet der erste Satz des Abs. 2: 
„Auf Anzeige des Notars (§ 117 Abs. 2) darf als Notariatskandidat in dieses Verzeichnis nur eingetragen 
werden, wer nachweist, dass er österreichischer Staatsbürger und von ehrenhaftem Vorleben ist, ein Studium des 
österreichischen Rechts (§ 6a) abgeschlossen und mindestens neun Monate bei einem inländischen Gericht in 
rechtsberuflicher Tätigkeit verbracht hat.“; 
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b) wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2a eingefügt: 
„(2a) Ist fraglich, ob das vom Bewerber abgeschlossene Studium des österreichischen Rechts den 

Voraussetzungen des § 6a entspricht, kann die Notariatskammer vor ihrer Entscheidung auf Kosten des 
Bewerbers ein Gutachten der Ausbildungsprüfungskommission (§ 5 Abs. 2 ABAG) einholen.“ 

20. In 119 

a) lautet Abs. 1: 
„§ 119. (1) Wird durch Urlaub, Krankheit oder Abwesenheit eines Notars die Substituierung notwendig, so 

ist auf Antrag der Notariatskammer vom Präsidenten des Gerichtshofs erster Instanz am Sitz der Kammer ein 
Notarsubstitut und bei Verwaisung der Amtsstelle durch Suspension, Amtsentsetzung, Tod oder Austritt ein 
Notariatssubstitut zu bestellen. Zum Zweck der elektronischen Unterfertigung bei den Amtsgeschäften nach § 1 
ist der Substitut verpflichtet, sich einer qualifizierten elektronischen Signatur (§ 2 Z 3a SigG) zu bedienen, die 
den Amtsgeschäften nach § 1 vorbehalten ist (elektronische Beurkundungssignatur des Substituten). Der 
Substitut ist berechtigt, sich bei der Besorgung der Amtsgeschäfte nach § 5 einer qualifizierten elektronischen 
Signatur (§ 2 Z 3a SigG) als Substitut zu bedienen (elektronische Notarsignatur des Substituten). §§ 13, 17 
Abs. 1, 32 Abs. 3 und 41 Abs. 3 bis 5 sind in Ansehung dieser Signaturen sinngemäß anzuwenden. Bei 
Notarsubstituten kann die Angabe des Amtssitzes im qualifizierten Zertifikat entfallen. Der Amtssitz, auf den 
sich die Signaturberechtigung bezieht, muss jedoch aus dem elektronischen Verzeichnis für die Beurkundungs- 
und Notarsignaturen ersichtlich sein.“; 

b) wird in Abs. 3 wird der Verweis „§ 6 Abs. 1 Buchstabe d“ geändert auf „§ 6 Abs. 1 Z 5“. 

21. In § 123 lauten die Abs. 1 und 2: 
„§ 123. (1) Der Substitut hat alle Geschäfte des Notars zu besorgen und die Geschäftsregister und 

Verzeichnisse des Notars weiterzuführen. Die dem Notar erteilten Vollmachten gelten auch für den Substituten. 
Die Bestellung zum Substituten bewirkt keinen Übergang des Unternehmens. Die Österreichische 
Notariatskammer hat dem Substituten Zugang zu den vom Notar im Urkundenarchiv des österreichischen 
Notariats nach § 140e gespeicherten Urkunden zu ermöglichen. Der Notarsubstitut übernimmt neue Aufträge im 
Namen und auf Rechnung des Notars; letzterer haftet der Partei nach § 1313a ABGB. 

(2) Der Substitut hat bereits bei Beginn der Geschäftsbesorgung offenzulegen, ob er als Notariatssubstitut 
oder Notarsubstitut einschreitet. In den Notariatsurkunden hat der Substitut diesen Hinweis sowie den vollen 
Namen und den Amtssitz des von ihm vertretenen Notars anzuführen; der Hinweis ist auch seiner Unterschrift 
beizufügen.“ 

22. In § 140e Abs. 3 wird der Verweis „§ 140b Abs. 4“ geändert auf „§ 140b Abs. 5“. 

23. § 140h Abs. 9 lautet: 
„(9) Die Österreichische Notariatskammer hat auf Anfrage den Gerichten, dem registrierenden Notar oder 

Rechtsanwalt, den Trägern der Sozialversicherung, den Trägern der Sozialhilfe und sonstigen 
Entscheidungsträgern in Sozialrechtssachen (§ 22 Abs. 1 Z 3 bis 8 BPGG), einem Verein im Rahmen seiner 
Aufgabe nach § 4 Abs. 2 VSPBG, dem Vertreter (Bevollmächtigten), dem Vertretenen (Vollmachtgeber), dem 
Verfügenden und dem Widersprechenden Einsicht in das Verzeichnis zu gewähren.“ 

24. Die §§ 143 bis 145, 147 und 149 bis 152 werden aufgehoben. 

25. § 146 lautet: 
„§ 146. (1) Nach dem Erlöschen des Amtes (§ 19 Abs. 1), dem Tod oder der Versetzung eines Notars 

(Übergeber) sind die von ihm verwahrten notariellen Urkunden, Geschäftsregister und Verzeichnisse zunächst 
durch den Notariatssubstituten und anschließend durch den Amtsnachfolger zu übernehmen und zu verwahren 
(Übernehmer). Bei Auflassung oder Teilung einer Amtsstelle gelten als Amtsnachfolger jene Notare, die nach 
der maßgeblichen Verteilungsordnung als Gerichtskommissäre die Aufgaben des Übergebers übernehmen. Die 
Notariatskammer hat für eine gleichmäßige Aufteilung unter mehreren Amtsnachfolgern zu sorgen. Das 
Amtssiegel und die Ausweiskarten des Übergebers sind an die Notariatskammer zurückzustellen. Die 
zurückgestellten Ausweiskarten für die elektronische Beurkundungssignatur sind von der Notariatskammer unter 
Verschluss aufzubewahren und können nach Ablauf von zehn Jahren seit ihrer letzten Verwendung vernichtet 
werden.  

(2) Die Österreichische Notariatskammer hat dem Übernehmer Zugang zu den vom Übergeber im 
Urkundenarchiv des österreichischen Notariats nach § 140e gespeicherten Urkunden zu ermöglichen. Solange 
kein Übernehmer im Amt ist, ist den Parteien der Zugang zu diesen Urkunden von der Österreichischen 
Notariatskammer zu ermöglichen.  

(3) Geld, Wertpapiere oder Wertgegenstände, Urkunden und Informationsträger, die dem Übergeber 
übergeben worden sind, sind vom Übernehmer samt Tagebuch, Kassabuch, allfälliger Verwahraufträge mit den 
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bezüglichen Protokollen und den betreffenden Handakten zu übernehmen. Verwahrungsaufträge gelten als für 
den Übernehmer erteilt.“ 

26. § 148 Abs. 1 und 2 lautet: 
„§ 148. (1) Der Übernehmer hat die Vollständigkeit der notariellen Urkunden, Geschäftsregister und 

Verzeichnisse zu untersuchen. Stellt er fest, dass eine notarielle Urkunde fehlt, so muss er versuchen, diese 
umgehend wiederherzustellen. Gelingt dies nicht, so sind die Beteiligten zu verständigen, soweit dies zur 
Wahrung ihrer Rechte erforderlich ist. 

(2) Befindet sich bei einem Beteiligten, bei einer Behörde oder einem anderen Notar eine Ausfertigung der 
verlorenen Urschrift, so hat der Übernehmer diese abzuverlangen und davon eine beglaubigte Abschrift 
herzustellen.“ 

27. § 152a lautet: 
„§ 152a. (1) Der Übernehmer kann übernommene Akten, 

 1. die wegen ihres Inhalts oder wegen der beteiligten Personen von geschichtlicher oder kultureller 
Bedeutung für die Erforschung und das Verständnis der Geschichte und Gegenwart in politischer, 
wirtschaftlicher, sozialer oder kultureller Hinsicht sowie bezüglich Gesetzgebung, Rechtsprechung, 
Verwaltung und den Schutz allgemeiner oder besonderer bürgerlicher Rechte sind und 

 2. deren Bedeutung gemäß Z 1 über ein einzelnes Bundesland hinausreicht, 
frühestens nach Ablauf von zehn Jahren ab Beendigung des Geschäftsfalls dem Österreichischen Staatsarchiv 
zusammen mit den für die Benützung notwendigen Behelfen zur Übernahme anbieten, wenn nicht der besondere 
Inhalt oder gesetzliche Regelungen eine längere Verwahrung beim Notar erfordern.  

(2) Das Österreichische Staatsarchiv hat die gemäß Abs. 1 angebotenen Akten zu übernehmen, wenn es 
diese als Archivgut im Sinne des Bundesarchivgesetzes wertet. 

(3) Akten und Aktenteile, die vom Österreichischen Staatsarchiv nach Abs. 2 nicht übernommen worden 
sind oder bei denen die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht vorliegen, können vom Übernehmer frühestens nach 
Ablauf von zehn Jahren ab Beendigung des Geschäftsfalls dem betreffenden Landesarchiv angebotenen und 
übergeben werden, wenn nicht der besondere Inhalt oder gesetzliche Regelungen eine längere Verwahrung beim 
Notar erfordern.  

(4) Abweichend von Abs. 1 und 3 können Urkunden nach § 110 Abs. 3, die nicht im Urkundenarchiv des 
österreichischen Notariats gespeichert sind, und letztwillige Verfügungen vom Übernehmer frühestens nach 50 
Jahren ab ihrer Errichtung dem Österreichischen Staatsarchiv oder den Landesarchiven angeboten und 
übergeben werden. Diese Urkunden dürfen nur übergeben werden, wenn sich das Landesarchiv schriftlich 
verpflichtet, diese dauernd aufzubewahren und die Rechte auf Auskunft sowie Nutzung der Akten und 
Aktenteile entsprechend den Bestimmungen des Bundesarchivgesetzes unter Berücksichtigung vorrangiger 
verfahrensrechtlicher Schutzvorschriften - insbesondere bei Inkognitoadoptionen und zur Wahrung des 
Abstimmungsgeheimnisses - sicherzustellen.  

(5) Beurkundungsregister und Vermerkblätter können nach Ablauf von 40 Jahren, 
Anerkennungserklärungen und Protestvermerke nach Ablauf von zehn Jahren ab ihrer Errichtung vernichtet 
werden. Alle anderen Akten mit Ausnahme der in Abs. 4 genannten Urkunden dürfen, wenn sie nicht von den 
Archiven übernommen oder von diesen nicht mehr als Archivgut gewertet werden, frühestens nach Ablauf von 
50 Jahren nach Beendigung des Geschäftsfalls vernichtet werden, wenn nicht der besondere Inhalt oder 
gesetzliche Regelungen eine längere Verwahrung erfordern.“ 

28. § 154 lautet: 
„§ 154. (1) Die Notariatskammer ist verpflichtet, in die Akten der Notare ihres Sprengels zur Überprüfung 

ihrer Geschäftstätigkeit von Zeit zu Zeit Einsicht zu nehmen (Revision). Dabei ist auch zu überwachen, ob die 
Notare die Bestimmungen einhalten, die der Verhinderung oder der Bekämpfung der Geldwäscherei (§ 165 
StGB) oder der Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) dienen. Die Revision ist durch Kollegiumsmitglieder 
durchzuführen, die Notare sind und von der Notariatskammer für drei Jahre bestellt werden; diese können jedoch 
zu ihrer Unterstützung eine geeignete fachkundige Person beiziehen, die entweder einer beruflichen 
Verschwiegenheitspflicht unterliegt oder die von der Notariatskammer hiezu bestellt wurde und sich gegenüber 
der Notariatskammer ausdrücklich zur Einhaltung der notwendigen Verschwiegenheit über die 
Revisionstätigkeit verpflichtet hat. 

(2) Fällt der Notariatskammer im Rahmen der Revision oder bei anderer Gelegenheit ein Mangel auf, hat 
sie den Notaren eine angemessene Erinnerung zu erteilen. Ist der Mangel auf eine Standespflichtverletzung 
zurückzuführen, so ist nach den §§ 155 ff vorzugehen. Stößt die Notariatskammer auf Tatsachen, die mit 
Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) zusammenhängen könnten, so gilt 
insoweit auch § 36h Abs. 1. 

(3) Der Präsident des sachlich in Betracht kommenden Landesgerichts am Sitz der Kammer kann bei 
begründeten Bedenken gegen die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung eines Notars die zuständige Kammer 
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darauf aufmerksam machen und, falls die Bedenken nicht innerhalb von vier Wochen beseitigt sind, selbst oder 
durch einen beauftragten Richter unter Beiziehung eines von der Notariatskammer namhaft gemachten Notars 
die Akten des Notars untersuchen und je nach dem Ergebnis der Revision die notwendigen Verfügungen treffen. 
Von dem Ergebnis der Untersuchung ist die Notariatskammer zu verständigen. § 36h Abs. 1 gilt sinngemäß. 

(4) Wird bei der Revision das Fehlen einer notariellen Urkunde entdeckt, so ist der Notar anzuhalten, diese 
wiederherzustellen (§ 148).“ 

29. § 186 lautet: 
„§ 186. Wer unberechtigt die Berufsbezeichnung „Notar“ führt, seiner Firma beifügt, als Geschäftszweig 

oder Gegenstand des Unternehmens angibt oder sonst zu Werbezwecken verwendet, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 10 000 Euro zu bestrafen, es sei denn, dass die Tat 
zugleich den Tatbestand einer gerichtlich strafbaren Handlung bildet.“ 

Artikel III 
Änderungen des Berufsprüfungs-Anrechnungsgesetzes 

Das Berufsprüfungs-Anrechnungsgesetz, BGBl. Nr. 523/1987, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. Nr. 21/1993, wird wie folgt geändert: 

1. Der bisherige Inhalt des Art. I erhält folgende Überschrift als Titel des darin enthaltenen Gesetzes: 

„Bundesgesetz über die Anrechenbarkeit von Ausbildungen und die wechselseitige 
Anrechenbarkeit der Berufsprüfungen der Rechtsberufe (Ausbildungs- und Berufsprüfungs-
Anrechnungsgesetz – ABAG)“ 

2. Dem bisherigen Inhalt des Art. I wird nach dem Gesetzestitel folgende Gliederungsbezeichnung samt 
Überschrift vorangestellt: 

„2. Abschnitt 
Wechselseitige Anrechenbarkeit der Berufsprüfungen der Rechtsberufe“ 

3. Die bisherigen §§ 1 bis 7 erhalten die Paragraphenbezeichnungen „9 bis 15“. 

4. Vor dem 2. Abschnitt samt Überschrift wird folgender 1. Abschnitt samt Überschrift eingefügt: 

„1. Abschnitt 
Anrechenbarkeit von Ausbildungen 

§ 1. Die Prüfung der Gleichwertigkeit eines von einem Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union und der anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
sowie der Schweizerischen Eidgenossenschaft an einer Universität zurückgelegten und mit einem 
rechtswissenschaftlichen akademischen Grad abgeschlossenen Studiums eines anderen als des österreichischen 
Rechts sowie einer allfälligen, der Vorbereitung auf einen Rechtsberuf dienlichen praktischen Ausbildung mit 
einem Studium des österreichischen Rechts nach § 3 RAO, § 6a NO und § XXX RDG hat nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen zu erfolgen. 

§ 2. Eine Prüfung der Gleichwertigkeit nach § 1 erfolgt nur auf Antrag. Dem Antrag sind vom Bewerber 
das rechtswissenschaftliche Universitätsdiplom, Prüfungszeugnisse, sämtliche sonstigen Befähigungsnachweise 
und Nachweise über eine berufsbezogene praktische Ausbildung sowie der Beleg über die Einzahlung der 
Antragsgebühr anzuschließen. Soweit erforderlich hat der Bewerber Auskünfte über den Inhalt der praktischen 
Ausbildung und sonstige für die Antragstellung maßgebliche Umstände zu erteilen. 

§ 3. (1) Darüber, ob und inwieweit eine Gleichwertigkeit der vom Bewerber aufgrund der von ihm bereits 
absolvierten Ausbildung und ihrer Inhalte erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten mit jenen Kenntnissen und 
Fähigkeiten besteht, die durch den Abschluss eines Studiums des österreichischen Rechts nach § 3 RAO, § 6a 
NO und § XXX RDG bescheinigt sind, hat der Präses der Ausbildungsprüfungskommission (§ 5 Abs. 2) mit 
Bescheid zu entscheiden. Die Prüfung der erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten hat sich dabei auf das 
abgeschlossene rechtswissenschaftliche Studium sowie auf allfällige weitere Befähigungsnachweise und 
Nachweise über eine für die Ausübung eines Rechtsberufs dienliche praktische Ausbildung zu beziehen. 

(2) Soweit erforderlich kann der Präses der Ausbildungsprüfungskommission vor seiner Entscheidung ein 
Gutachten eines oder mehrerer Prüfungskommissäre aus dem Kreis der Universitätsprofessoren einholen. Die 
Gebühren (§ 8) hat der Bewerber vorweg zu entrichten. 

113/ME XXIII. GP - Ministerialentwurf - Gesetzestext 17 von 35



  18

(3) Soweit nicht die volle Gleichwertigkeit festzustellen ist, ist gleichzeitig auszusprechen, über welche 
Wissensgebiete oder Teile von Wissensgebieten eine ergänzende, positiv beurteilte Prüfung abzulegen ist, um 
die Gleichwertigkeit herzustellen (Ergänzungsprüfung). 

§ 4. (1) Gegen die Entscheidung des Präses der Ausbildungsprüfungskommission steht dem Bewerber das 
Recht zu, binnen zwei Wochen Berufung an die Ausbildungsprüfungs-Berufungskommission zu erheben. Die 
Ausbildungsprüfungs-Berufungskommission hat in der Sache selbst zu entscheiden oder die angefochtene 
Entscheidung aufzuheben und die Sache zur neuerlichen Entscheidung an den Präses der 
Ausbildungsprüfungskommission zurückzuverweisen. Die Entscheidungen der Ausbildungsprüfungs-
Berufungskommission unterliegen nicht der Aufhebung oder Abänderung im Verwaltungsweg. 

(2) Die Ausbildungsprüfungs-Berufungskommission besteht aus den Mitgliedern der Obersten Berufungs- 
und Disziplinarkommission aus dem Kreis der Richter (§ 59 DSt). Der Präsident der Obersten Berufungs- und 
Disziplinarkommission ist gleichzeitig auch Präsident der Ausbildungsprüfungs-Berufungskommission. Die 
Ausbildungsprüfungs-Berufungskommission entscheidet in Senaten, die aus drei Mitgliedern bestehen. Den 
Vorsitz des Senats führt das an Lebensjahren älteste Mitglied. Die Mitglieder der Ausbildungsprüfungs-
Berufungskommission sind in Ausübung ihres Amts an keine Weisungen gebunden. Sie haben ihr Amt 
unparteiisch auszuüben. 

(3) Der Präsident der Obersten Berufungs- und Disziplinarkommission als Präsident der 
Ausbildungsprüfungs-Berufungskommission hat jeweils bis zum Jahresschluss für das laufende Kalenderjahr die 
Senate zu bilden, die Geschäfte unter diese möglichst gleichmäßig zu verteilen und für eine Vertretungsregelung 
im Verhinderungsfall vorzusorgen.  

(4) Umstände, die geeignet sind, die Unbefangenheit von Mitgliedern der Ausbildungsprüfungs-
Berufungskommission dem Bewerber gegenüber in Zweifel zu ziehen, haben diese und der Bewerber 
unverzüglich dem Präsidenten der Ausbildungsprüfungs-Berufungskommission anzuzeigen. Über das Vorliegen 
von Befangenheitsgründen entscheidet der Präsident. Ist der Präsident selbst betroffen, entscheidet das an 
Lebensjahren älteste nicht betroffene Mitglied der Ausbildungsprüfungs-Berufungskommission. Hinsichtlich der 
Ablehnung und Rücklegung des Amts durch ein Mitglied der Ausbildungsprüfungs-Berufungskommission sowie 
des Erlöschens des Amts gilt § 59 Abs. 4 zweiter und dritter Satz DSt sinngemäß. 

§ 5. (1) Die für die festgelegten Wissensgebiete erforderliche Ergänzungsprüfung ist vor einem Senat der 
Ausbildungsprüfungskommission abzulegen. Der Antrag auf Durchführung der Ergänzungsprüfung kann nicht 
vor Rechtskraft der Entscheidung nach § 3 Abs. 3 gestellt werden. Ihm ist der Beleg über die Einzahlung der 
Prüfungsgebühr anzuschließen. 

(2) Die Ausbildungsprüfungskommissionen bestehen bei den Oberlandesgerichten. Ihr gehören der 
Präsident des Oberlandesgerichts als Präses, der Vizepräsident des Oberlandesgerichts als sein Stellvertreter und 
als weitere Mitglieder (Prüfungskommissäre) die erforderliche, durch den Präses zu bestimmende Anzahl von 
Richtern sowie von Universitätsprofessoren mit einer Lehrbefugnis an einer österreichischen Universität 
(Fakultät) für ein Fach aus einem der in § 3 Abs. 2 RAO beziehungsweise § 6a Abs. 2 NO genannten 
Wissensgebiete an. 

(3) Die Prüfungskommissäre aus dem Kreis der Richter werden vom Präsidenten des Oberlandesgerichts für 
jeweils fünf Jahre bestellt. Die Prüfungskommissäre aus dem Kreis der Universitätsprofessoren werden von der 
Rektorenkonferenz für den gleichen Zeitraum bestellt, wobei jeweils zumindest ein Prüfungskommissär dem 
Bereich des Zivilrechts, ein Prüfungskommissär dem Bereich des Strafrechts und ein Prüfungskommissär dem 
Bereich des öffentlichen Rechts zuzuordnen sein muss. 

(4) Die Zuständigkeit der Ausbildungsprüfungskommission richtet sich nach dem Staat, über dessen Recht 
der Bewerber sein Universitätsdiplom erworben hat. Danach sind zuständig: 
 1. die Ausbildungsprüfungskommission beim Oberlandesgericht Graz für die Griechische Republik, die 

Italienische Republik, die Republik Malta, die Portugiesische Republik, die Republik Slowenien, das 
Königreich Spanien und die Republik Zypern; 

 2. die Ausbildungsprüfungskommission beim Oberlandesgericht Innsbruck für das Königreich Belgien, die 
Französische Republik, das Großherzogtum Luxemburg, das Königreich der Niederlande, das 
Fürstentum Liechtenstein und die Schweizerische Eidgenossenschaft; 

 3. die Ausbildungsprüfungskommission beim Oberlandesgericht Linz für die Republik Bulgarien, die 
Republik Estland, die Republik Lettland, die Republik Litauen, Rumänien, die Slowakische Republik 
und die Tschechische Republik; 

 4. die Ausbildungsprüfungskommission beim Oberlandesgericht Wien für das Königreich Dänemark, die 
Bundesrepublik Deutschland, die Republik Finnland, Irland, die Republik Island, das Königreich 
Norwegen, die Republik Polen, das Königreich Schweden, die Republik Ungarn, das Vereinigte 
Königreich Großbritannien und Nordirland sowie für alle sonstigen, nicht in den Z 1 bis 4 genannten 
Staaten. 

(5) Die Kanzleigeschäfte der Ausbildungsprüfungskommissionen werden von den Oberlandesgerichten 
geführt. 
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§ 6. (1) Der Präses der Ausbildungsprüfungskommission bestimmt für jede Ergänzungsprüfung in 
alphabetischer Reihenfolge die Prüfungskommissäre (Prüfungssenat) und verständigt diese sowie den 
Prüfungswerber mindestens vier Wochen vor Beginn der Ergänzungsprüfung vom Prüfungstermin unter 
gleichzeitiger Bekanntgabe der Prüfungskommissäre und des Prüfungswerbers. 

(2) Umstände, die geeignet sind, die Unbefangenheit von Mitgliedern des Prüfungssenats dem 
Prüfungswerber gegenüber in Zweifel zu ziehen, sowie eine Verhinderung aus anderen Gründen haben diese und 
der Prüfungswerber unverzüglich dem Präses anzuzeigen, der darüber entscheidet. 

(3) Der Prüfungssenat besteht aus vier Mitgliedern, davon drei aus dem Kreis der Universitätsprofessoren 
und einem aus dem Kreis der Richter. Den Vorsitz führt der Prüfungskommissär aus dem Kreis der Richter. 

§ 7. (1) Der Vorsitzende hat im Einvernehmen mit den übrigen Mitgliedern des Prüfungssenats die 
Aufteilung der Prüfungsgegenstände vorzunehmen. Ist das Wissensgebiet österreichisches bürgerliches Recht 
Prüfungsgegenstand, hat die Ergänzungsprüfung auch einen schriftlichen Prüfungsteil zu umfassen. Bei den 
sonstigen Prüfungsgegenständen ist nur auf Antrag des Bewerbers ein schriftlicher Prüfungsteil vorzusehen. Im 
Übrigen ist die Ergänzungsprüfung als mündliche Gesamtprüfung vor dem Prüfungssenat abzulegen. 

(2) Aus Gründen der Zweckmäßigkeit kann der Vorsitzende im Einvernehmen mit den übrigen Mitgliedern 
des Prüfungssenats anordnen, dass die schriftliche und/oder mündliche Ergänzungsprüfung über einzelne 
Wissensgebiete von einem Mitglied des Prüfungssenats als Einzelprüfer abgenommen wird. 

(3) Die Mitglieder des Prüfungssenats haben in geheimer Beratung ihre Beurteilung über das Ergebnis der 
Ergänzungsprüfung abzugeben. Der Prüfungssenat entscheidet mit Stimmenmehrheit darüber, ob die Prüfung als 
"bestanden", oder "nicht bestanden" zu qualifizieren ist. Das Ergebnis der Prüfung ist dem Geprüften umgehend 
bekannt zu geben. Dem Geprüften ist ein Zeugnis über das Ergebnis der Ergänzungsprüfung auszufolgen. 

(4) Hat der Prüfungswerber die Prüfung nicht bestanden, so hat der Prüfungssenat einen Zeitraum von 
wenigstens zwei und höchstens sechs Monaten zu bestimmen, vor dessen Ablauf der Prüfungswerber nicht 
erneut die Zulassung zur Ergänzungsprüfung beantragen kann. 

(5) Die Ergänzungsprüfung darf zweimal wiederholt werden. 
§ 8. (1) Die Mitglieder der Ausbildungsprüfungskommission und der Ausbildungsprüfungs-

Berufungskommission erhalten für ihre Tätigkeiten Vergütungen. Soweit die Ergänzungsprüfung auch einen 
schriftlichen Prüfungsteil umfasst, gilt dies auch für die insoweit beizuziehenden Aufsichtspersonen und die den 
Bewerbern beizustellenden Schreibkräfte. 

(2) Die Höhe der Gebühren (§ 2, § 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1) und der Vergütungen im Sinn des Abs. 1 ist durch 
Verordnung der Bundesministerin für Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
festzusetzen. Bei der Festsetzung der Höhe der Vergütungen für die Mitglieder der 
Ausbildungsprüfungskommission, die Aufsichtspersonen und die Schreibkräfte ist auf Art und Umfang ihrer 
Tätigkeit, bei der Festsetzung der Antrags- und Prüfungsgebühren auf den mit dem Verfahren, der 
Gutachtenserstattung sowie der Vorbereitung und Durchführung der Prüfungen verbundenen Aufwand, 
insbesondere auch auf die Höhe der Vergütungen, Bedacht zu nehmen. 

(3) Die Bundesministerin für Justiz hat zur Abgeltung der Inflation durch Verordnung die Gebühren (§ 2, 
§ 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1) und Vergütungen im Sinn des Abs. 1 neu festzusetzen, sobald und soweit sich der von der 
Bundesanstalt Statistik Austria verlautbarte Verbraucherpreisindex 2000 oder der an seine Stelle tretende Index 
gegenüber der der ersten Festsetzung oder der letztmaligen Neufestsetzung zugrunde gelegten Indexzahl um 
mehr als 10vH geändert hat. Die neu berechneten Gebühren und Vergütungen sind auf volle Eurobeträge auf- 
oder abzurunden, wobei Beträge bis einschließlich 50 Cent abgerundet und Beträge über 50 Cent aufgerundet 
werden. Die neuen Beträge gelten ab dem der Verlautbarung der Indexveränderung durch die Bundesanstalt 
Statistik Austria folgenden übernächsten Monatsersten.“ 

5. In § 10 Abs. 1 werden die Zitate „§ 1“ durch das Zitat„§ 9“ und „§ 4“durch das Zitat „§ 12“ ersetzt. 

6. In § 11 Abs. 1 wird das Zitat „§ 2“ durch das Zitat „§ 10“ ersetzt. 

7. In § 12  

a) lauten Z 1 und 2: 
 „1. der die Notariatsprüfung bestanden hat und die Rechtsanwaltsprüfung ablegen will: 
 a) Vertretung vor österreichischen Gerichten im Zivilprozess (§ 20 Z 2 RAPG);  
 b) Falllösung im Rahmen der Rechtsberatung, Rechtsdurchsetzung und Rechtsverteidigung im Bereich 

des österreichischen Strafrechts sowie Verteidigung und Vertretung vor österreichischen 
Strafgerichten (§ 20 Z 3 RAPG); 

 c) Vertretung im Anwendungsbereich des österreichischen Strafvollzugsgesetzes (§ 20 Z 4 RAPG);  
 d) Falllösung im Rahmen der Rechtsberatung, Rechtsdurchsetzung und Rechtsverteidigung im Bereich 

des österreichischen Immaterialgüterrechts sowie Vertretung im Verfahren über den gewerblichen 
Rechtsschutz (§ 20 Z 5 RAPG);  
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 e) Vertretung im österreichischen Insolvenzverfahren (§ 20 Z 6 RAPG);  
 f) Berufs- und Standesrecht der Rechtsanwälte sowie Kostenrecht (§ 20 Z 10 RAPG); 
 2. der die Rechtsanwaltsprüfung bestanden hat und die Notariatsprüfung ablegen will: 
 a) Falllösung im Rahmen der Tätigkeit des Notars als Gerichtskommissär (§ 20 Abs. 1 Z 1 NPG); 
 b) Falllösung im Bereich des notariellen Beurkundungsrechts (§ 20 Abs. 1 Z 3 NPG); 
 c) Berufs- und Standesrecht der Notare (§ 20 Abs. 1 Z 6 NPG); 
 d) Vorschriften über die Amtsführung der Notare sowie Tarifrecht (§ 20 Abs. 2 Z 7 NPG);“  

b) lautet Z 4: 
 „4. der die Richteramtsprüfung bestanden hat und die Notariatsprüfung ablegen will: 
 a) Falllösung im Bereich des notariellen Beurkundungsrechts (§ 20 Abs. 1 Z 3 NPG); 
 b) Berufs- und Standesrecht der Notare (§ 20 Abs. 1 Z 6 NPG); 
 c) Falllösung im Rahmen der Rechtsberatung und Vertretung vor österreichischen 

Verwaltungsbehörden einschließlich der Vertretung vor den österreichischen Gerichten des 
öffentlichen Rechts (§ 20 Abs. 2 Z 4 NPG);   

 d) Falllösung und Vertretung im österreichischen Abgabenrecht einschließlich des Finanzstrafverfahrens 
(§ 20 Abs. 2 Z 5 NPG); 

 e) Maßnahmen zur Verhinderung von Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung 
(§ 278d StGB) im Notariat (§ 20 Abs. 2 Z 6 NPG);  

 f) Vorschriften über die Amtsführung der Notare sowie Tarifrecht (§ 20 Abs. 2 Z 7 NPG);   
 g) Pflichten des Notars als Unternehmer und Dienstgeber (§ 20 Abs. 2 Z 8 NPG);“; 

c) wird folgende Z 5 angefügt: 
 „5. der die Richteramtsprüfung bestanden hat und die Rechtsanwaltsprüfung ablegen will: 
 a) Falllösung im Rahmen der Rechtsberatung, Rechtsdurchsetzung und Rechtsverteidigung im Bereich 

des österreichischen öffentlichen Rechts sowie Vertretung im Verwaltungsverfahren einschließlich 
der Vertretung vor den österreichischen Gerichten des öffentlichen Rechts und internationalen 
Gerichtshöfen (§ 20 Z 7 RAPG); 

 b) Falllösung und Vertretung im österreichischen Abgabenrecht einschließlich des Finanzstrafverfahrens 
(§ 20 Z 8 RAPG); 

 c) Vertragsgestaltung und Urkundenverfassung; (§ 20 Z 9 RAPG); 
 d) Berufs- und Standesrecht der Rechtsanwälte, Pflichten als Unternehmer und Dienstgeber Maßnahmen 

zur Verhinderung von Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) 
sowie Kostenrecht (§ 20 Z 10 RAPG).“ 

8. § 13 lautet: 
„§ 13. (1) Will eine Person, die an einer Universität (Fakultät) über eine Lehrbefugnis für ein Wissensgebiet 

verfügt, das einem der im § 16 Abs. 4 RDG angeführten Gegenstände im Wesentlichen entspricht, die 
Richteramtsprüfung ablegen, so ist er auf Antrag von der Ablegung der mündlichen Prüfung über diejenigen 
Gegenstände, für die er die Lehrbefugnis hat, zu befreien. Ebenso ist eine solche Person, die über eine 
Lehrbefugnis für Strafrecht und Strafprozessrecht verfügt, auf Antrag bei der Rechtsanwaltsprüfung von den 
Prüfungsfächern des § 20 Z 3 und 4 RAPG zu befreien. 

(2) Im Übrigen sind für eine in Abs. 1 genannte Person, die die Notariats-, die Rechtsanwalts- oder die 
Richteramtsprüfung ablegen will, die Bestimmungen für die jeweilige Berufsprüfung mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass an Stelle von Teilprüfungen eine einheitliche Prüfung abzuhalten ist und § 11 Abs. 1 letzter 
Satzteil und Abs. 2 sowie § 14 Abs. 2 sinngemäß gelten. Dem Antrag auf Zulassung zur Prüfung ist der 
Nachweis über die Lehrbefugnis anzuschließen.“ 

9. In § 14 Abs. 1 wird das Zitat „§ 3 Abs. 2“ durch das Zitat „§ 11 Abs. 2“ ersetzt. 

Artikel IV 
Änderung des Disziplinarstatuts für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter 

Das Disziplinarstatut für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter vom 28. Juni 1990, Art. I BGBl. Nr. 
474, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 164/2005, wird wie folgt geändert: 

§ 59 Abs. 4 zweiter und dritter Satz lauten: 
„Über die Ablehnung und Rücklegung des Amtes durch ein Mitglied der Obersten Berufungs- und 
Disziplinarkommission entscheidet der Präsident der Obersten Berufungs- und Disziplinarkommission. Das Amt 
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eines Mitglieds aus dem Kreis der Richter erlischt jedenfalls, wenn der Richter aus dem Personalstand des 
Obersten Gerichtshofs ausscheidet.“ 

Artikel V 
Änderungen des EuRAG 

Das Bundesgesetz über den freien Dienstleistungsverkehr und die Niederlassung von europäischen 
Rechtsanwälten in Österreich, BGBl. I Nr. 27/2000, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 164/2005, wird wie folgt geändert: 

1. Der Titel des Gesetzes lautet: 

„Bundesgesetz über den freien Dienstleistungsverkehr und die Niederlassung von europäischen 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten sowie die Erbringung von Rechtsdienstleistungen durch 
international tätige Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte in Österreich (EIRAG)“ 

2. § 1 lautet: 
„§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt in seinem 2., 3. und 4. Teil die Ausübung des freien 

Dienstleistungsverkehrs und die Niederlassung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft in Österreich durch 
Staatsangehörige der Mitgliedstaaten der Europäischen Union und der anderen Vertragsstaaten des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum sowie der Schweizerischen Eidgenossenschaft, die berechtigt sind, als 
Rechtsanwältin oder Rechtsanwalt unter einer der in der Anlage zu diesem Bundesgesetz angeführten 
Bezeichnungen beruflich tätig zu sein (europäische Rechtsanwälte). 

(2) Dieses Bundesgesetz regelt in seinem 5. Teil die Erbringung von Rechtsdienstleistungen durch 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, die der Berufsorganisation eines Mitgliedstaats des Allgemeinen 
Abkommens über den Handel mit Dienstleistungen (BGBl. Nr. 1/1995) angehören und in diesem Staat 
(Heimatstaat) zur Ausübung des Rechtsanwaltsberufs berechtigt sind (international tätige Rechtsanwälte). 

(3) Soweit in diesem Bundesgesetz auf natürliche Personen bezogene Bezeichnungen nur in männlicher 
Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung der 
Bezeichnung auf bestimmte natürliche Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.“ 

3. In § 16 

a) lautet die Paragraphenüberschrift: 
„Beteiligung an einer Rechtsanwalts-Gesellschaft“ 

b) wird in Abs. 1 vor dem ersten Satz folgender Satz eingefügt: 
„Gehören niedergelassene europäische Rechtsanwälte keinem Zusammenschluss zur gemeinsamen 
Berufsausübung an, so können sie die Rechtsanwaltschaft als niedergelassene europäische Rechtsanwälte (§ 12) 
auch gemeinsam in der Rechtsform einer der in §§ 1a und 21c RAO angeführten Rechtsanwalts-Gesellschaften 
ausüben; auf diese Gesellschaft sind die §§ 1a, 1b, 21a, 21c bis 21g RAO sinngemäß anzuwenden.“ 

c) lauten Abs. 2 bis 4: 
„(2) Niedergelassene europäische Rechtsanwälte können im Rechtsverkehr auch die Bezeichnung eines 

Zusammenschlusses zur gemeinschaftlichen Berufsausübung (europäische Rechtsanwalts-Gesellschaft) 
verwenden, dem sie im Herkunftsstaat angehören, und die Rechtsanwaltschaft auch im Rahmen einer 
Zweigniederlassung dieser Gesellschaft, der jedoch keine standesfremden Personen im Sinne des § 21c RAO 
angehören dürfen, gemeinsam ausüben. Sie haben in diesem Fall auch die Rechtsform des Zusammenschlusses 
im Herkunftsstaat anzugeben. Nur sie können als Vertretungsbefugte im Firmenbuch eingetragen werden und die 
Rechtsanwaltschaft in Österreich im Rahmen dieser Zweigniederlassung ausüben. Die Modalitäten der 
gemeinsamen Ausübung der Rechtsanwaltschaft richten sich nach §§ 21c bis 21g RAO. 

(3) Zur Eintragung einer inländische Zweigniederlassung einer europäischen Rechtsanwalts-Gesellschaft 
sowie für jede weitere auf diese Zweigniederlassung bezügliche Eintragung in das Firmenbuch bedarf es der 
Vorlage der Erklärung der zuständigen Rechtsanwaltskammer, dass gegen die Eintragung kein Einwand besteht. 
Ein Einwand kann nur erhoben werden, wenn die beabsichtigte Eintragung dem Gesetz widerspricht; § 5 Abs. 2 
zweiter Satz und § 5a RAO sind sinngemäß anzuwenden. 

(4) Erlischt beim einzigen eingetragenen Vertretungsbefugten die Berechtigung zur Ausübung der 
Rechtsanwaltschaft in Österreich, ist die Zweigniederlassung von Amts wegen zu löschen.“ 

4. In § 24 

a) wird in Abs. 1 die Wortfolge „ein Diplom“ ersetzt durch die Wortfolge „einen Ausbildungsnachweis“; 
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b) wird in Abs. 2 die Wortfolge „ein Diplom“ beziehungsweise „das Diplom“ jeweils durch die Wortfolge „ein 
Ausbildungsnachweis“ beziehungsweise “den Ausbildungsnachweis“ ersetzt; Abs. 2 erster Satz lautet: 
„Ausbildungsnachweise im Sinn des Abs. 1 sind Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige 
Befähigungsnachweise im Sinn der Richtlinie 2005/36/EG.“ 

5. In § 31 

a) wird in Abs. 2 vor dem Wort „Zivilrechts“ das Wort „österreichischen“ eingefügt; 

b) wird im ersten Satz des Abs. 3 vor den Wörtern „Strafrechts“ und „Verwaltungsrechts“ jeweils das Wort 
„österreichischen“ sowie vor den Wörtern „Strafrecht“ und „Verwaltungsrecht“ jeweils das Wort 
„österreichisches“ eingefügt. 

6. § 32 lautet: 
„§ 32. (1) Gegenstand der mündlichen Prüfung sind zwingend 
1. Falllösung im Rahmen der Rechtsberatung, Rechtsdurchsetzung und Rechtsverteidigung im Bereich des 

österreichischen bürgerlichen Rechts; 
2. Falllösung im Rahmen der Rechtsberatung, Rechtsdurchsetzung und Rechtsverteidigung im Bereich des 

österreichischen Unternehmens- und Gesellschaftsrechts; 
3. Berufs- und Standesrecht der Rechtsanwälte sowie Kostenrecht. 
(2) Außerdem hat der Bewerber eines der folgenden Wissensgebiete auszuwählen: 

 1. Falllösung im Rahmen der Rechtsberatung, Rechtsdurchsetzung und Rechtsverteidigung im Bereich des 
österreichischen Strafrechts; 

 2. Falllösung im Rahmen der Rechtsberatung, Rechtsdurchsetzung und Rechtsverteidigung im Bereich des 
österreichischen öffentlichen Rechts; 

 3. Falllösung und Vertretung im österreichischen Abgabenrecht. 
(3) Der Bewerber darf nicht dasselbe Wissensgebiet für die schriftliche und die mündliche Prüfung wählen. 

Hat der Bewerber keine schriftliche Prüfung auf dem Gebiet des österreichischen Strafrechts abgelegt, so muss 
er dieses Wissensgebiet für die mündliche Prüfung wählen. 

(4) Gegenstand der Prüfungsgebiete sind auch die jeweils zugehörigen Verfahrensrechte.“ 

7. Vor § 37 samt Überschrift wird folgende Gliederungsüberschrift neu eingefügt: 

„4. Teil 

Zusammenarbeit, Verkehr mit zuständigen Stellen, Bezeichnungen“ 

8. Im 4. Teil entfallen die Bezeichnungen „5. Hauptstück“ und „6. Hauptstück“ sowie die Gliederungsüberschrift 
„4. Teil“ vor § 39; die nachfolgenden Überschriften werden zu Paragraphenüberschriften. 

9. In § 37 entfällt die Wortfolge „des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 1998 zur 
Erleichterung der ständigen Ausübung des Rechtsanwaltsberufs in einem anderen Mitgliedstaat als dem, in dem 
die Qualifikation erworben wurde (Abl. Nr. L 77 vom 14.3.1998, S 36)“ und wird vor dem Wort „ersucht“ die 
Wortfolge „, auf die Richtlinie 77/249/EWG, auf die Richtlinie 2005/36/EG, auf die Richtlinie 2005/60/EG oder 
auf die Richtlinie 2006/123/EG“ eingefügt. 

10. Nach § 37 wird folgender § 37a samt Überschrift neu eingeführt: 
„Einheitliche Ansprechpartner 

§ 37a. Rechtsanwälte, die eine Niederlassung im Sinne des 3. Teils in Österreich anstreben, können sich im 
Zusammenhang mit der Abwicklung von Verfahren und Formalitäten, die für die Aufnahme der Tätigkeit als 
Rechtsanwalt erforderlich sind, an die für den in Aussicht genommenen Kanzleisitz zuständige 
Rechtsanwaltskammer wenden, die als einheitlicher Ansprechpartner die erforderlichen Maßnahmen zu treffen 
hat. Die Kontaktaufnahme mit dem einheitlichen Ansprechpartner kann per Email erfolgen.“ 

11. Nach § 39 wird folgender 5. Teil angefügt: 

„5. Teil 

Erbringung von Rechtsdienstleistungen durch international tätige Rechtsanwälte 
§ 40. International tätige Rechtsanwälte dürfen in Österreich gewerbsmäßig Rechtsdienstleistungen nur in 

Form der Erteilung von Rechtsberatung über das nationale Recht ihres Heimatstaats und internationales Recht, 
ausgenommen das Recht des Europäischen Wirtschaftsraums und der Europäischen Union, wie ein in die Liste 
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der Rechtsanwälte einer österreichischen Rechtsanwaltskammer eingetragener Rechtsanwalt erbringen, wobei 
sie den sich aus den Bestimmungen dieses Teils ergebenden Beschränkungen unterliegen. 

§ 41. Zur Erbringung einer Rechtsdienstleistung nach § 40 dürfen sich international tätige Rechtsanwälten 
nur auf Ersuchen eines Klienten zeitlich beschränkt zur Erbringung einer genau umgrenzten Dienstleistung in 
Österreich aufhalten. § 8 ist sinngemäß anzuwenden. 

§ 42. (1) International tätige Rechtsanwälte haben die Berufsbezeichnung, die sie im Heimatstaat nach dem 
dort geltenden Recht zu führen berechtigt sind, mit einem Hinweis auf den Zulassungsort zu verwenden und die 
Berufsorganisation, der sie im Herkunftsstaat angehören, anzugeben. 

(2) Vor der Erbringung einer Rechtsdienstleistung in Österreich im Sinne des § 41 haben international tätige 
Rechtsanwälte die jeweils zuständige Rechtsanwaltskammer (§ 7 Abs. 1) schriftlich zu verständigen. § 4 Abs. 2 
ist sinngemäß auf international tätige Rechtsanwälte anzuwenden. 

(3) § 7 ist sinngemäß auf international tätige Rechtsanwälte anzuwenden. Im Rahmen dieser 
Aufsichtspflicht kann die zuständige Rechtsanwaltskammer von international tätigen Rechtsanwälten den 
Nachweis ihrer Berechtigung nach Abs. 1 verlangen. 

§ 43. Die in diesem Bundesgesetz verwendete Bezeichnung „international tätiger Rechtsanwalt“ darf als 
Berufsbezeichnung und in der Werbung nicht verwendet werden.“ 

Artikel VI 
Änderung des Gerichtskommissärsgesetzes 

Das Gerichtskommissärsgesetz, BGBl 1970/343, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 164/2005, wird wie folgt geändert: 

§ 9 Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt: 
„Soweit der Gerichtskommissär mit der Wahrheitsermittlung und der Ausforschung von Tatsachen in 
Verlassenschaftssachen betraut ist, stehen ihm dieselben Auskunftsrechte und Einsichtsbefugnisse wie dem 
Verlassenschaftsgericht zu. Dies gilt insbesondere für die gebührenfreie Inanspruchnahme der elektronischen 
Einsicht in Geschäftsregister der Verfahrensautomation Justiz, mit Ausnahme der Register in 
Unterbringungssachen, der staatsanwaltschaftlichen Behörden und des obersten Gerichtshofs.“ 

Artikel VII 
Änderungen des Gerichtskommissionstarifgesetzes 

Das Gerichtskommissionstarifgesetz, BGBl. Nr. 108/1971, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 120/2005, wird wie folgt geändert: 

1. Im Titel des Gesetzes und in § 1 Abs. 1 wird jeweils die Wortfolge „Beauftragte des Gerichts“ durch das Wort 
„Gerichtskommissäre“ ersetzt. 

2. § 3 Abs. 1 lautet: 
„§ 3. (1) Die Gebühr wird nach dem bei der Amtshandlung ermittelten Wert des Gegenstands bemessen. 

Hierbei ist vom Vermögen ohne Abzug von Schulden, Barauslagen und Gebühren auszugehen. Betrifft die 
Amtshandlung ein Unternehmen, so ist der Gebührenbemessung der Wert des Unternehmens nach Abzug der 
darauf bezüglichen Schulden, mindestens aber ein Viertel des Wertes ohne Abzug dieser Schulden zugrunde zu 
legen; betrifft sie den Anteil eines Gesellschafters, so ist der Gebührenbemessung der Wert des 
Gesellschaftsanteils nach Abzug der darauf bezüglichen anteiligen Schulden, mindestens aber ein Viertel seines 
Wertes ohne Abzug dieser Schulden zugrunde zu legen. Bei Anteilen an einer börsenotierten Gesellschaft ist 
deren Verkehrswert maßgeblich.“ 

3. § 4 lautet: 
„§ 4. Zur Entrichtung der Gebühr sind alle als Parteien am Verfahren unmittelbar Beteiligten zur 

ungeteilten Hand verpflichtet, für Anträge nach § 182 Abs. 2 AußStrG diejenigen Personen, an deren Stelle der 
Gerichtskommissär die Anträge einbringt.“ 

4. In § 8 Abs. 1 entfällt das Wort „aufgetragene“. 

5. § 9 lautet samt Überschrift: 
„Anspruch nach dem Notariatstarifgesetz und dem Rechtsanwaltstarifgesetz 

§ 9. Neben den Gebühren nach diesem Bundesgesetz hat der Notar Anspruch auf Entlohnung 
 1. nach dem Notariatstarifgesetz,  
 a) für die Gebarung mit Geld, Wertpapieren, Sparbüchern und Wertsachen und 
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 b) für die Zeit, die für den Weg bei Amtshandlungen außerhalb der Kanzlei oder außerhalb der für die 
Abhandlung von Amtstagen bestimmten Räume erforderlich ist, wenn diese Amtshandlungen nur auf 
Verlangen einer Partei außerhalb der Kanzlei oder der genannten Räume vorgenommen werden; 

 2. nach dem Rechtsanwaltstarifgesetz für Verbücherungen gemäß § 182 Abs. 2 AußStrG“. 

6. In § 12 

a) lautet Abs. 1: 
„(1) Betrifft die Amtshandlung ein Unternehmen oder einen Gesellschaftsanteil, so ist für die 

Gebührenbemessung im Sinn des § 3 Abs. 1 der Wert nicht gesondert zu ermitteln, sondern es ist vom Inventar 
oder von der Vermögenserklärung auszugehen, soweit diese die im § 3 Abs. 1 geforderten Grundlagen enthalten; 
für die Abhandlung gemäß § 183 Abs. 1 und 2 AußStrG bildet die Bemessungsgrundlage das neu 
hervorgekommene Vermögen; für die Abhandlung gemäß § 183 Abs. 3 AußStrG bilden hingegen die ergänzten 
Gesamtwerte die Bemessungsgrundlage.“ 

b) entfällt Abs. 2. 

7. In § 13 

a) lautet die Überschrift 
„Durchführung des Verlassenschaftsverfahrens“; 

b) lautet der Einleitungssatz des Abs. 1: 
„Für die Durchführung aller oder doch des größten Teils der zur Einantwortung, zur Feststellung der 
Erblosigkeit, zur Überlassung an Zahlungs statt an mehrere Gläubiger oder zur Ausfolgung des Nachlasses 
erforderlichen Amtshandlungen sowie für die Durchführung der Abhandlung gemäß § 183 Abs. 1 bis 3 AußStrG 
beträgt die Gebühr bei einer Bemessungsgrundlage“; 

c) lautet Abs. 3: 
„(3) Die Gebühr erfasst alle Amtshandlungen nach Abs. 1 einschließlich der Todesfallaufnahme und der 

Erbteilung.“ 

8. In § 14 

a) wird in der Überschrift zu § 14 sowie in § 14 wird jeweils das Wort „Todfallsaufnahme“ durch das Wort 
„Todesfallaufnahme“ ersetzt; 

b) lautet Abs. 3: 
„(3) Hat ein anderer Notar als derjenige, der zur Durchführung des Verlassenschaftsverfahrens zuständig 

ist, die Todesfallaufnahme errichtet, so ist die Gebühr des § 13 um die sich für die Todesfallaufnahme allein im 
Regelfall ergebende Gebühr zu kürzen.“ 

9. § 16 lautet samt Überschrift: 
„Übernahmeprotokoll und Amtsbestätigung 

„§ 16. Für das Übernahmeprotokoll nach § 152 Abs. 1 AußStrG allein sowie für die Ausstellung einer 
Amtsbestätigung nach § 172 AußStrG beträgt die Gebühr 30 vH der sich nach dem § 14 ergebenden Gebühr. Die 
Herstellung beglaubigter Abschriften ist gesondert nach dem Notariatstarifgesetz zu entlohnen.“ 

10. § 17 lautet: 
„§ 17. Für die Vornahme einer sonstigen Amtshandlung im Verlassenschaftsverfahren allein, wie der 

Schätzung, der Entgegennahme einer Erbantrittserklärung, der Verfassung einer Vermögenserklärung, eines 
Pflichtteils-, eines Substitutions-, eines Erbteilungs- oder eines anderen Nachweises beträgt die Gebühr 30 vH, 
für die Errichtung eines Inventars allein aber 40 vH der sich nach § 13 ergebenden Gebühr; die mit der 
Errichtung eines Inventars verbundenen Schätzungen werden nicht gesondert entlohnt.“ 

11. § 18 lautet samt Überschrift: 
„Unterbleiben der Abhandlung, Überlassung an Zahlungs statt 

§ 18. Für die Vorbereitung eines Beschlusses gemäß § 153 AußStrG sowie der Überlassung eines 
Nachlasses an Zahlungs statt an nur einen Gläubiger beträgt die Gebühr 30 vH der sich nach dem § 13 
ergebenden Gebühr. Kann diese Amtshandlung im Zuge der Todesfallaufnahme vorgenommen werden, so wird 
die Todesfallaufnahme nicht gesondert entlohnt.“ 
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12. § 19 lautet: 
„§ 19. Sind von einem Notar im Zuge eines Verlassenschaftsverfahrens gemäß § 13 Abs. 1 mehrere 

Amtshandlungen vorzunehmen, so darf, vorbehaltlich des § 5, die Summe der Gebühren die sich für die 
Durchführung des gesamten Verfahrens nach dem § 13 ergebende Gebühr nicht übersteigen. Dies gilt 
sinngemäß, wenn bei einem Verlassenschaftsverfahren außer im Fall des § 20 mehr als ein Gerichtskommissär 
einschreitet.“ 

13. § 20 lautet samt Überschrift: 
„Rechtshilfe 

§ 20. Werden im Rechtshilfeweg Schätzungen von ersuchten Notaren vorgenommen, die mehr als ein 
Drittel des Wertes der Verlassenschaftsmasse ergeben, so ist die Gebühr des ersuchenden Notars nach dem § 13 
beziehungsweise dem § 17 um die Hälfte der sich im Regelfall für die Schätzung ergebenden Gebühren des 
ersuchten Notars zu kürzen.“ 

14. In § 21 wird die Wortfolge „einer ihm aufgetragenen Verlassenschaftsabhandlung“ durch die Wortfolge 
„eines Verlassenschaftsverfahrens“ ersetzt. 

15. In § 22 erhält die bisherige Z 5 die Ziffernbezeichnung “Z 3“; die bisherigen Z 3 und 4 entfallen. 

16. In § 23 wird die Wortfolge „Beauftragten des Gerichts“ durch das Wort „Gerichtskommissären“ ersetzt. 

Artikel VIII 
Änderung des Gerichtsorganisationsgesetzes 

Das Gerichtsorganisationsgesetz vom 27. November 1896, RGBl. Nr. 217, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 92/2006, wird wie folgt geändert: 

In § 89c Abs. 5 wird nach dem Wort „Eingaben“ die Wortfolge „und im Original vorzulegende Beilagen im 
Grundbuchs- oder Firmenbuchverfahren“ eingefügt. 

Artikel IX 
Änderungen des Notariatsaktsgesetzes 

Das Notariatsaktsgesetz, RGBl. Nr. 76/1871, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 98/2001, 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 lit. e lautet: 
„e) alle von Blinden in eigener Person errichteten Urkunden über Rechtsgeschäfte unter Lebenden.“ 

2. § 1 Abs. 3 lautet: 
„(3) Ein Notariatsakt nach Abs. 1 lit. e ist nicht erforderlich 

 1. für Rechtsgeschäfte des täglichen Lebens und für bankübliche Verträge über die Eröffnung von 
Girokonten; 

 2. für andere Rechtsgeschäfte, ausgenommen Bürgschaftserklärungen, wenn der blinde Mensch dem 
Vertragspartner ausdrücklich erklärt, auf die Einhaltung der Formvorschrift des Abs. 1 lit. e zu 
verzichten.“ 

3. In § 1 erhält der bisherige Abs. 3 die Absatzbezeichnung „(4)“. 

Artikel X 
Änderungen des Notariatsprüfungsgesetzes 

Das Notariatsprüfungsgesetz, BGBl. Nr. 522/1987, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 72/1999, wird wie folgt geändert: 

1. In § 7 wird die Wendung „der Zurücklegung des Studiums der Rechtswissenschaften im Sinn des § 6 Abs. 1 
lit. b der Notariatsordnung“ durch die Wendung „des Abschlusses eines Studiums des österreichischen Rechts 
(§ 6a NO)“ ersetzt. 

2. In § 12 

a) wird in Abs. 1 die Wortfolge „aus dem Strafrecht“ durch die Wortfolge „aus dem österreichischen 
Grundbuchs- oder Firmenbuchrecht“ ersetzt. 
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b) wird in Abs. 2 das Zitat „§ 20 Abs. 1 Z 2, 3 und 6, Abs. 2 Z 2, 4 bis 8“ durch das Zitat „§ 20 Abs. 1 Z 2 bis 4 
und 7, Abs. 2 Z 2 bis 8“ ersetzt. 

3. § 13 lautet: 
„§ 13. (1) Bei der schriftlichen Prüfung der ersten Teilprüfung hat der Prüfungswerber folgende Aufgaben 

auszuarbeiten: 
 1. eine Urkunde aus dem Bereich der Tätigkeit der Notare als Gerichtskommissäre, eine letztwillige 

Anordnung, einen Wechselprotest und eine weitere notarielle Beurkundung; 
 2. an Hand eines Gerichtsakts aus dem österreichischen Grundbuchs- oder Firmenbuchrecht eine 

Rechtsmittelschrift gegen eine Entscheidung erster Instanz. 
(2) Bei der schriftlichen Prüfung der zweiten Teilprüfung hat der Prüfungswerber folgende Aufgaben 

auszuarbeiten: 
 1. Einen Vertrag oder eine sonstige Urkunde aus dem österreichischen bürgerlichen Recht; 
 2. einen Vertrag oder eine sonstige Urkunde aus dem österreichischen Unternehmens- und 

Gesellschaftsrecht, 
jeweils mit abgaben- und tarifrechtlicher Beurteilung und allfälligen zur Durchführung in den öffentlichen 
Büchern erforderlichen Anträgen oder sonstigen Urkunden.“ 

4. § 20 lautet: 
„§ 20. (1) Bei der mündlichen Prüfung der ersten Teilprüfung sind die Kenntnisse und Fähigkeiten des 

Prüfungswerbers in den folgenden Bereichen zu überprüfen: 
 1. Falllösung im Rahmen der Tätigkeit des Notars als Gerichtskommissär unter besonderer 

Berücksichtigung des österreichischen Verfahrens außer Streitsachen; 
 2. Falllösung im Rahmen der Rechtsberatung und der Errichtung von Urkunden im Bereich des 

österreichischen Erbrechts und des österreichischen Grundbuchsrechts; 
 3. Falllösung im Bereich des notariellen Beurkundungsrechts; 
 4.  Vertretung im zivilgerichtlichen Verfahren und Verteidigung in Strafsachen vor österreichischen 

Bezirksgerichten einschließlich Falllösung; 
 5. Vertretung im österreichischen Verfahren außer Streitsachen sowie Mediation; 
 6. Berufs- und Standesrecht der Notare sowie Grundzüge des Tarifrechts. 

(2) Bei der mündlichen Prüfung der zweiten Teilprüfung sind die Kenntnisse und Fähigkeiten des 
Prüfungswerbers in den folgenden Bereichen zu überprüfen: 
 1. Falllösung im Rahmen der Rechtsberatung und der Errichtung von Urkunden im Bereich des 

österreichischen Familienrechts einschließlich von Fällen mit Auslandsbezug; 
 2. Falllösung im Rahmen der Rechtsberatung und der Errichtung von Urkunden im Bereich des 

österreichischen Schuldrechts; 
 3. Falllösung im Rahmen der Rechtsberatung und der Errichtung von Urkunden im Bereich des 

österreichischen Unternehmens- und Gesellschaftsrechts einschließlich des einschlägigen Europarechts; 
 4. Falllösung im Rahmen der Rechtsberatung und Vertretung vor österreichischen Verwaltungsbehörden 

einschließlich der Vertretung vor den österreichischen Gerichten des öffentlichen Rechts; 
 5. Falllösung und Vertretung im österreichischen Abgabenrecht einschließlich des Finanzstrafverfahrens; 
 6. Maßnahmen zur Verhinderung von Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d 

StGB); 
 7. Vorschriften über die Amtsführung der Notare sowie Tarifrecht; 
 8. Pflichten des Notars als Unternehmer und Dienstgeber.“ 

5. § 21 entfällt. 

Artikel XI 
Änderungen des Rechtsanwaltsprüfungsgesetzes 

Das Rechtsanwaltsprüfungsgesetz, BGBl. Nr. 556/1985, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 128/2004, wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 wird die Wendung „Erlangung des Doktorates der Rechte oder, für Absolventen des 
Diplomstudiums nach dem Bundesgesetz vom 2. März 1978, BGBl. Nr. 140, über das Studium der 
Rechtswissenschaften, des Magisteriums der Rechtswissenschaften“ durch die Wendung „Abschluss eines 
Studiums des österreichischen Rechts (§ 3 RAO)“ ersetzt. 
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2. In § 7 wird die Wortfolge „Promotionsurkunde beziehungsweise Magisterdiplom“ durch die Wortfolge 
„rechtswissenschaftliches Universitätsdiplom“ ersetzt. 

3. § 20 lautet: 
„§ 20. Bei der mündlichen Prüfung sind die Kenntnisse und Fähigkeiten des Prüfungswerbers in den 

folgenden Bereichen zu überprüfen: 
 1. Falllösung im Rahmen der Rechtsberatung, Rechtsdurchsetzung und Rechtsverteidigung im Bereich des 

österreichischen bürgerlichen Rechts einschließlich von Fällen mit Auslandsbezug; 
 2. Vertretung vor österreichischen Gerichten im zivilgerichtlichen Verfahren; 
 3. Falllösung im Rahmen der Rechtsberatung, Rechtsdurchsetzung und Rechtsverteidigung im Bereich des 

österreichischen Strafrechts sowie Verteidigung und Vertretung vor österreichischen Strafgerichten; 
 4. Vertretung im Anwendungsbereich des österreichischen Strafvollzugsgesetzes; 
 5. Falllösung im Rahmen der Rechtsberatung, Rechtsdurchsetzung und Rechtsverteidigung im Bereich des 

österreichischen Unternehmens- und Gesellschaftsrechts einschließlich des Wertpapier- und des 
Immaterialgüterrechts sowie Vertretung in Verfahren über den gewerblichen Rechtsschutz; 

 6. Vertretung im österreichischen Insolvenzverfahren; 
 7. Falllösung im Rahmen der Rechtsberatung, Rechtsdurchsetzung und Rechtsverteidigung im Bereich des 

österreichischen öffentlichen Rechts sowie Vertretung im Verwaltungsverfahren einschließlich der 
Vertretung vor den österreichischen Gerichten des öffentlichen Rechts und internationalen 
Gerichtshöfen; 

 8. Falllösung und Vertretung im österreichischen Abgabenrecht einschließlich des Finanzstrafverfahrens; 
 9. Vertragsgestaltung und Urkundenverfassung; 
 10. Berufs- und Standesrecht der Rechtsanwälte, Pflichten als Unternehmer und Dienstgeber, Maßnahmen 

zur Verhinderung von Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) sowie 
Kostenrecht.“ 

4. § 21 entfällt. 

Artikel XII 
Änderungen des Rechtsanwaltstarifgesetzes 

Das Bundesgesetz über den Rechtsanwaltstarif, BGBl. Nr. 189/1969, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 8/2006, wird wie folgt geändert: 

1. Der Titel des Gesetzes lautet: 

„Rechtsanwaltstarifgesetz (RATG)“ 

2. § 11 lautet: 
„§ 11. (1) Soweit die Kosten nicht gegeneinander aufzuheben sind, dient bei Verfahren über Anträge auf 

Kostenbestimmung der Kostenbetrag als Bemessungsgrundlage, dessen Zuspruch beantragt wird. 
Bemessungsgrundlage im Kostenrekursverfahren ist der Betrag, dessen Zuspruch oder Aberkennung im 
Kostenrekurs beantragt wird. (Erläut: Auch für die Kostenrekursbeantwortung ist daher jener Betrag als 
Bemessungsgrundlage maßgeblich, auf den der Rekurs gerichtet ist. Die Kosten für das 
Kostenbestimmungsverfahren sind entsprechend Abs. 1 daher nach den selben Grundsätzen zu ermitteln, wie sie 
für die Kostenbestimmung im Hauptverfahren gelten). 

(2) Übersteigt in den Fällen des Abs. 1 der begehrte Betrag nicht 100 Euro, so besteht nur ein Anspruch auf 
Ersatz der Barauslagen im Verhältnis des Obsiegens.“ 

3. In § 23 Abs. 5 wird die Wendung „Tarifpost 3 Abschnitt A Z II, Abschnitt B Z II, Abschnitt C Z II“ durch die 
Wendung “Tarifpost 3 A Abschnitt II, Tarifpost 3 B Abschnitt II, Tarifpost 3 C Abschnitt II“ ersetzt. 

4. In der Tarifpost 2 Abschnitt I Z 1 lit. c wird nach dem Strichpunkt folgender Halbsatz angefügt: 
„ferner Beantwortungen von Klagen, Widersprüche gegen Versäumungsurteile, Einsprüche gegen 
Zahlungsbefehle und Einwendungen gegen Zahlungsaufträge, sofern sie sich auf Klagen nach lit. b beziehen, 
nicht unter Tarifpost 1 fallen und eine kurze Darstellung der Tatsachen und Umstände, auf welche sich die 
Einwendungen, Anträge und Einreden der beklagten Partei gründen, möglich ist.“ 
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5. Tarifpost 3 A Abschnitt III lautet: 
„III. Für die Teilnahme an der Befundaufnahme durch Sachverständige gebührt in allen Verfahren die im 

Abschnitt II festgesetzte Entlohnung, sofern die Beiziehung der Parteienvertreter über ausdrücklichen Auftrag 
des Gerichts erfolgt.“ 

6. In der Tarifpost 3 B Abschnitt Ia und II wird der Ausdruck „Z I“ jeweils durch den Ausdruck „Abschnitt I“ 
ersetzt. 

7. In der Tarifpost 3 C Abschnitt II wird der Ausdruck „Z I“ durch den Ausdruck „Abschnitt I“ ersetzt. 

Artikel XIII 
Änderungen des Gebührenanspruchsgesetzes 1975 

Das Gebührenanspruchsgesetz 1975, BGBl. Nr. 137/1975, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 71/2004, wird wie folgt geändert: 

1. Der Titel des Gesetzes lautet: 

„Bundesgesetz vom 19.2.1975 über die Gebühren der Zeugen und Zeuginnen, Sachverständigen, 
Dolmetscher und Dolmetscherinnen, Geschworenen, Schöffen und Schöffinnen 
(Gebührenanspruchsgesetz – GebAG)“ 

2. § 1 lautet: 
„§ 1. (1) Natürliche Personen, die als Zeuginnen, Zeugen, Sachverständige, Dolmetscherinnen, 

Dolmetscher, Geschworene, Schöffinnen und Schöffen in gerichtlichen Verfahren und in einem 
Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft (§ 103 Abs. 2 StPO) tätig sind, haben Anspruch auf Gebühren nach 
diesem Bundesgesetz. 

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf natürliche Personen bezogene Bezeichnungen nur in männlicher 
Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung der 
Bezeichnung auf bestimmte natürliche Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.“ 

3. In § 2 Abs. 3 Z 2 wird die Wortfolge „der Privatbeteiligte, der statt des öffentlichen Anklägers einschreitet, und 
der“ ersetzt durch die Wortfolge „Subsidiarankläger (§ 72 StPO) und“. 

4. § 3 Abs. 2 lautet: 
„(2) Zeuginnen und Zeugen, die im öffentlichen Dienst stehen und über dienstliche Wahrnehmungen 

vernommen worden sind, haben anstatt des Anspruchs nach Abs. 1 Z 1 Anspruch auf eine Gebühr, wie sie ihnen 
nach den für sie geltenden Reisegebührenvorschriften zustände; das Gericht, vor dem die Beweisaufnahme 
stattgefunden hat, (der oder die Vorsitzende) hat diese Tatsache zu bestätigen. Sie haben keinen Anspruch auf 
Entschädigung für Zeitversäumnis.“ 

5. § 21 Abs. 2 lautet: 
„(2) Übersteigt die bestimmte Gebühr 300 Euro, so ist eine schriftliche Ausfertigung der Entscheidung über 

die Gebührenbestimmung außerdem zuzustellen: 
 1. in Zivilsachen den Parteien; 
 2. in Strafsachen, soweit sie zum Ersatz der Kosten verpflichtet werden können, der Anklagevertretung 

sowie jenen Personen, gegen die sich das Verfahren richtet; 
 3. den Revisorinnen oder Revisoren, wenn die Gebühr nicht zur Gänze aus einem bereits erlegten 

Vorschuss bezahlt werden kann.“ 

6. Nach § 23 wird folgender § 23a samt Überschrift eingefügt: 
„Besonderheiten im Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft (§ 103 Abs. 2 StPO) 

„§ 23a. (1) Die Bestimmungen des II. Abschnitts sind auf Zeuginnen und Zeugen, die durch die 
Staatsanwaltschaft (§ 103 Abs. 2 StPO) vernommen werden, mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle 
des Gerichts die Staatsanwaltschaft, und an die Stelle des übergeordneten Gerichtshofs die übergeordnete 
Oberstaatsanwaltschaft tritt; falls die Gebühr durch den Leiter der Oberstaatsanwaltschaft bestimmt wurde, hat 
über eine Beschwerde das Bundesministerium für Justiz zu entscheiden. Gerichtlich bestellten Sachverständigen 
sind von der Staatsanwaltschaft gemäß § 126 Abs. 3 StPO bestellte Sachverständige gleichzuhalten.“ 
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7. § 25 Abs. 1 dritter Satz lautet: 
„Ist zu erwarten oder stellt sich bei der Sachverständigentätigkeit heraus, dass die tatsächlich entstehende Gebühr 
die Höhe des Kostenvorschusses, mangels eines solchen den Wert des Streitgegenstands oder 1 250 Euro, in 
Verfahren vor dem Landesgericht aber 2 500 Euro übersteigt, so hat die oder der Sachverständige das Gericht 
rechtzeitig auf die voraussichtlich entstehende Gebührenhöhe hinzuweisen.“ 

8. § 31 lautet: 
„§ 31. (1) Den Sachverständigen sind ausschließlich folgende mit der Erfüllung ihres jeweiligen 

Gutachtensauftrags notwendigerweise verbundene variable Kosten, nicht aber Fixkosten zu ersetzen: 
 1. die Kosten für die Anfertigung von Kopien, Ausdrucken, Fotos, Zeichnungen, Modellen, 

Röntgenaufnahmen, sonstige Dokumentationen und Vervielfältigungen; 
 2. die Kosten für die bei der Untersuchung verbrauchten Materialien (insbesondere Filmmaterial, 

Reagenzien, Chemikalien, Farbstoffe, Präparate, Injektionsmittel); 
 3. die Kosten für die Übertragung bzw. das Reinschreiben von Befund und Gutachten einschließlich der 

Beilagen hierzu sowie der von den Sachverständigen im Zuge ihrer Tätigkeit auszufertigenden 
Schriftstücke für je 1 000 Schriftzeichen der Urschrift im Betrag von 1,70 Euro sowie für je 1 000 
Schriftzeichen der Ausfertigung im Betrag von 50 Cent; der § 54 Abs. 3 ist hierbei anzuwenden; mit 
diesen Kosten sind auch die hierfür verwendeten Schreibkräfte, Schreibmittel und Geräte abgegolten; 

 4. die Kosten für die Benützung der von ihnen nicht selbst beigestellten, besonderen fallspezifischen 
Hilfsmittel, Werkzeuge, Programme und Geräte, die nicht zur üblichen Grundausstattung von in diesem 
Fachgebiet tätigen Sachverständigen gehören; 

 5. die von den Sachverständigen zu entrichtenden Entgelte und Gebühren für Leistungen und Dienste, die 
für Befundaufnahme und Gutachtenserstattung durch die Sachverständigen notwendig sind und welche 
die Sachverständigen üblicherweise nicht selbst erbringen und die auch nicht zur üblichen 
Grundausstattung und Infrastruktur der in diesem Fachgebiet tätigen Sachverständigen gehören 
(insbesondere Porto, Transportkosten, Kosten für Fremduntersuchungen und –analysen, Pflegegebühren, 
durch die Besonderheit des Auftrags zusätzlich erforderliche Versicherungsprämien, Kosten für 
Großräumlichkeiten, für den Erwerb rein fallspezifischen Zusatzwissens und für Übersetzungen); 

 6. die von der Sachverständigengebühr zu entrichtende Umsatzsteuer; sie ist gesondert an- und 
zuzusprechen. 

(2) Alle anderen Aufwendungen sind mit der Gebühr für Mühewaltung abgegolten.“ 

9. In den §§ 32 Abs. 1, 33 Abs. 1 und 35 Abs. 1 wird das Zitat „§ 34 Abs. 3“ jeweils durch das Zitat „§ 34 Abs. 3 
Z 1“ ersetzt. 

10. § 34 lautet: 
„§ 34. (1) Die Gebühr für Mühewaltung steht den Sachverständigen für die Aufnahme des Befundes und die 

Erstattung des Gutachtens zu und deckt alle damit im Zusammenhang entstandenen Kosten, soweit dafür nicht 
nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ein gesonderter Ersatz vorgesehen ist. Die Gebühr ist nach 
richterlichem Ermessen nach der aufgewendeten Zeit und Mühe und nach den Einkünften zu bestimmen, die die 
oder der Sachverständige für eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit im außergerichtlichen Erwerbsleben 
üblicherweise bezöge, mindestens aber mit 20 Euro für jede wenn auch nur begonnene Stunde. 

(2) In Verfahren, in denen eine der zur Zahlung verpflichteten Parteien Verfahrenshilfe genießt oder die 
oder der Sachverständige nicht auf Zahlung der gesamten Gebühr aus Amtsgeldern verzichtet, sowie in 
Strafsachen, Arbeitsrechtssachen nach § 50 Abs. 2 ASGG, Sozialrechtssachen nach § 65 ASGG, in 
Insolvenzverfahren, in Verfahren außer Streitsachen und insoweit, als in anderen Vorschriften auf die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes verwiesen wird, ist die Gebühr für Mühewaltung nach den Tarifen dieses 
Bundesgesetzes zu bestimmen. Soweit es sich dabei um Leistungen handelt, die nicht nach Tarif zu entlohnen 
sind, ist bei der Bemessung der Gebühr nach Abs. 1 im Hinblick auf die öffentliche Aufgabe der Rechtspflege 
zum Wohl der Allgemeinheit ein Abschlag von 20% vorzunehmen. 

(3) Soweit nicht anderes nachgewiesen wird und vorbehaltlich des Abs. 4, gelten für die Einkünfte, die 
Sachverständige im außergerichtlichen Erwerbsleben für ihre Gutachtenstätigkeit üblicherweise beziehen, 
folgende Gebührenrahmen, innerhalb derer die Gebühr je nach der konkret erforderlichen Qualifikation der oder 
des beauftragten Sachverständigen, der Schwierigkeit des aufgetragenen Befundes oder Gutachtens und der 
Ausführlichkeit der notwendigen Begründung zu bestimmen ist: 
 1. für Tätigkeiten, die einfache Erfahrungen erfordern, die bei Sachverständigen dieses Fachgebiets 

gewöhnlich vorausgesetzt werden, eine Gebühr für Mühewaltung von 20 bis 60 Euro für jede, wenn 
auch nur begonnene Stunde; 

 2. für Tätigkeiten, die hohe, durch den Abschluss einer berufsbildenden höheren Schule oder eine 
gleichwertige Berufsvorbildung erworbene, fachliche Kenntnisse erfordern, eine Gebühr für 
Mühewaltung von 50 bis 100 Euro für jede, wenn auch nur begonnene Stunde; 
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 3. für Tätigkeiten, die besonders hohe, durch ein Universitätsstudium oder eine gleichwertige Vorbildung 
erworbene, fachliche Kenntnisse erfordern, eine Gebühr für Mühewaltung von 80 bis 150 Euro für jede, 
wenn auch nur begonnene Stunde. 

(4) Beziehen Sachverständige für gleiche oder ähnliche außergerichtliche Tätigkeiten Honorar nach einer 
gesetzlich vorgesehenen Gebührenordnung, so sind die darin enthaltenen Sätze als das anzusehen, was die 
Sachverständigen im außergerichtlichen Erwerbsleben üblicherweise beziehen, soweit nicht anderes 
nachgewiesen wird. 

(5) Würde die Feststellung der für eine gleiche oder ähnliche außergerichtliche Tätigkeit von 
Sachverständigen üblicherweise bezogenen Einkünfte einen unverhältnismäßigen Verfahrensaufwand erfordern, 
so ist § 273 ZPO sinngemäß anzuwenden.“ 

11. § 36 lautet: 
„§ 36. Für das Studium der zur Erstattung des Gutachtens notwendigen Unterlagen gebührt eine 

Grundgebühr von 7,60 Euro sowie zusätzlich für jede Seite 7,5 Cent, ab der 501. Seite aber 8 Cent.“ 

12. In § 38 Abs. 1 wird das Zitat „§ 40 Abs. 1 Z 1 und 2“ durch das Zitat „§ 40 Abs. 1 Z 1 bis 3“ ersetzt. 

13. In § 39 

a) lautet der letzte Satz in Abs. 1: 
„Den im § 40 Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Personen ist der Gebührenantrag zur Äußerung binnen einer 
angemessenen, 14 Tage nicht übersteigenden Frist zu übermitteln.“; 

b) wird in Abs. 3 das Zitat „§ 40 Abs. 1 Z 1 oder 2“ durch das Zitat „§ 40 Abs. 1 Z 1 bis 3“ ersetzt; 

c) entfällt in Abs. 4 die Wendung „oder 3“. 

14. § 40 Abs. 1 lautet: 
„§ 40. (1) Der Beschluss, mit dem die Gebühr bestimmt wird, ist zuzustellen 

 1. in Zivilsachen den Parteien; 
 2. in Strafsachen der Anklagevertretung mit Ausnahme der Staatsanwaltschaft sowie jenen Personen, 

gegen die sich das Verfahren richtet; 
 3. in Zivil- und Strafsachen den Revisorinnen und Revisoren, wenn die Gebühr nicht zur Gänze aus einem 

bereits erlegten Vorschuss bezahlt werden kann oder nach § 34 Abs. 1 oder § 37 Abs. 2 bestimmt 
worden ist; 

 4. den Sachverständigen.“ 

15. In § 41 Abs. 1 wird die Wortfolge „in Zivilsachen den in § 40 Abs. 1 Z 1 und 3 und in Strafsachen den in 
§ 40 Abs. 1 Z 2 und 3“ ersetzt durch „den in § 40 Abs. 1“. 

16. In § 43 Abs. 1 Z 1 

a) lauten lit. d und e: 
 „d. bei einer besonders zeitaufwändigen körperlichen, neurologischen, psychiatrischen 

Untersuchung oder einer Untersuchung zur Beurteilung, ob eine psychisch kranke 
Person ohne Gefahr in anderer Weise als durch Unterbringung in einer Anstalt 
behandelt oder betreut werden kann, je mit eingehender Begründung des Gutachtens 
................................................................................................................. ...............116,20 Euro; 

 e) bei einer besonders zeitaufwändigen körperlichen, neurologischen, psychiatrischen 
Untersuchung oder einer Untersuchung zur Beurteilung, ob eine psychisch kranke 
Person ohne Gefahr in anderer Weise als durch Unterbringung in einer Anstalt 
behandelt oder betreut werden kann, je mit besonders eingehender, sich mit 
widersprüchlichen Ergebnissen von Befundaufnahmen ausführlich auseinandersetzender 
oder besonders ausführlicher und außergewöhnliche Kenntnisse auf dem Fachgebiet des 
Sachverständigen voraussetzender Begründung des Gutachtens . ........... .............. 195,40 Euro“ 

b) entfällt lit. f. 

17. Nach § 51 wird folgender § 52 samt Überschrift eingefügt: 
„Besonderheiten im Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft (§ 103 Abs. 2 StPO) 

§ 52. (1) Die Bestimmungen des III. Abschnitts sind auf von der Staatsanwaltschaft gemäß § 126 Abs. 3 
StPO bestellte Sachverständige mit der Maßgabe anzuwenden, dass an Stelle des Gerichts außer bei den §§ 34, 
35 Abs. 2, 39, 41 und 42 die Staatsanwaltschaft tritt, vor der die Beweisaufnahme stattgefunden hat. 
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(2) Die Staatsanwaltschaft hat der Revisorin oder dem Revisor sowie jenen Personen, gegen die sich das 
Verfahren richtet, den Gebührenantrag zur Äußerung binnen einer angemessenen, 14 Tage nicht übersteigenden 
Frist zu übermitteln. Davor kann die Staatsanwaltschaft die Sachverständigen auffordern, sich über Umstände, 
die zur Prüfung des Gebührenanspruchs maßgeblich sind, zu äußern und innerhalb einer bestimmten Frist noch 
fehlende Bestätigungen über ihren Aufwand vorzulegen. 

(3) Werden innerhalb der Frist keine Einwendungen erhoben oder verzichten die in Abs. 2 genannten 
Personen auf Einwendungen, ordnet die Staatsanwaltschaft die Auszahlung der verzeichneten Gebühren aus 
Amtsgeldern an. Andernfalls stellt sie bei dem für das Ermittlungsverfahren zuständigen Gericht den Antrag auf 
Bestimmung der Gebühr (§§ 39 ff; § 101 StPO). Das Gericht kann von einer neuerlichen Zustellung des 
Gebührenantrags an die in Abs. 2 genannten Personen absehen.“ 

18. § 53 Abs. 1 lautet: 
„§ 53. (1) Auf den Umfang, die Geltendmachung und Bestimmung der Gebühr der Dolmetscherinnen und 

Dolmetscher sind die §§ 24 bis 34, 36, 37 Abs. 2, 38 bis 42 und 52 sinngemäß anzuwenden; § 34 Abs. 3 Z 1 bis 
3 mit der Maßgabe, dass für schriftliche Übersetzungen je nach konkret erforderlichem Ausbildungsgrad 
Gebührenrahmen von 1,40 bis 1,60 Euro (Z 1), von 1,50 bis 1,70 Euro (Z 2) und von 1,60 bis 1,80 Euro je Zeile 
anzuwenden sind, wobei als Zeile 55 Anschläge (einschließlich Leerzeichen) des Ausgangstextes gelten.“ 

19. § 54 lautet: 
„§ 54. (1) Die Gebühr der Dolmetscherinnen und Dolmetscher beträgt 

 1. bei schriftlicher Übersetzung 
 a) für je 1 000 Schriftzeichen (ohne Leerzeichen) ...................................... .................15,20 Euro; 
 b) wenn das zu übersetzende Schriftstück in anderen als lateinischen oder deutschen 

Schriftzeichen geschrieben ist, für die Übersetzung andere als lateinische oder deutsche 
Schriftzeichen zu verwenden sind oder wenn das zu übersetzende Schriftstück schwer 
lesbar ist, jeweils um 4 Euro mehr als die Grundgebühr; 

 c) wenn die Übersetzung wegen besonderer sprachlicher oder fachlicher Schwierigkeiten 
einen erhöhten Zeitaufwand erfordert oder wenn die Übersetzung auf Anordnung des 
Gerichts in der Zeit von 20 Uhr bis 6 Uhr oder an einem Samstag, Sonntag oder 
gesetzlichen Feiertag zu erfolgen hat, jeweils das Eineinhalbfache der Grundgebühr; 

 2. für eine gesetzmäßige Beurkundung der genauen Übereinstimmung einer schriftlichen 
Übersetzung mit der Urschrift ..................................................................... ...................3,20 Euro; 

 3. für die Zuziehung zu einer Vernehmung oder gerichtlichen Verhandlung für die erste, 
wenn auch nur begonnene halbe Stunde ...................................................... .................24,50 Euro; 

  für jede weitere, wenn auch nur begonnene halbe Stunde ........................... .................12,40 Euro; 
  handelt es sich um eine besonders schwierige Dolmetschtätigkeit, so erhöhen sich diese 

Beträge auf ................................................................................................... ..................30,70 Euro 
  bzw. ............................................................................................................. .................15,40 Euro; 
  fällt die Zuziehung in die Zeit von 20 Uhr bis 6 Uhr oder auf einen Samstag, Sonntag oder 

gesetzlichen Feiertag, so beträgt die Gebühr insoweit das Eineinhalbfache dieser Beträge; 
 4. für jede während einer Vernehmung oder gerichtlichen Verhandlung übersetzte Seite eines 

Schriftstücks neben der Gebühr nach Z 3 die Gebühr für die Übersetzung eines 
Schriftstücks; 

 5. für die Überprüfung einer Übersetzung das Eineinhalbfache der für die Übersetzung 
festgesetzten Gebühr. 

(2) Ist zur Vorbereitung für die Zuziehung zu einer Vernehmung oder gerichtlichen Verhandlung das 
Studium von Akten auf Anordnung des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft erforderlich, so haben die 
Dolmetscherinnen und Dolmetscher Anspruch auf die Gebühr nach § 36. 

(3) Zur Ermittlung der Gebühr ist die Anzahl der Schriftzeichen der Übersetzung (ohne Leerzeichen) durch 
1 000 zu dividieren und das Ergebnis mit der Gebühr nach Abs. 1 zu multiplizieren. Bei Übersetzungen von 
Dokumenten steht die Gebühr nach Abs. 1 ungeachtet der darin enthaltenen Schriftzeichen auch für jede Seite 
zu, die einer Seite des zu übersetzenden Dokuments entspricht und zur Wahrung der Übersichtlichkeit auf einer 
eigenen Seite übersetzt wurde.“ 

20. § 64 lautet: 
„§ 64. (1) Das Bundesministerium für Justiz hat im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 

Finanzen zur Abgeltung der Inflation durch Verordnung zu den in diesem Bundesgesetz angeführten Beträgen 
einen Zuschlag festzusetzen, sobald sich der Verbraucherpreisindex um mehr als 10% im Verhältnis zum 
Vergleichsstichtag erhöht hat. 

(2) Als Vergleichsstichtag im Sinne des ersten Absatzes gilt jener Tag, an dem die letzte Verordnung in 
Kraft getreten ist. Der Vergleichsstichtag für die erste Inflationsanpassung ist der 1. Juli 2007.“ 
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21. § 70 lautet: 
„§ 70. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesministerin für Justiz, hinsichtlich des § 64 

im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen, betraut.“ 

Artikel XIV 
Änderungen des Bundesgesetzes über die allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten 

Sachverständigen und Dolmetscher (SDG) 

Das Bundesgesetz über die allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen und 
Dolmetscher (SDG), BGBl. Nr. 137/1975, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 115/2003, wird 
wie folgt geändert: 

1. Das Gesetz erhält folgende Kurztitel: 

„Sachverständigen- und Dolmetschergesetz – SDG“ 

2. In § 1 erhält der bisherige Inhalt die Absatzbezeichnung „(1)“; diesem wird folgender Abs. 2 angefügt: 
„(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf natürliche Personen bezogene Bezeichnungen nur in männlicher 

Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung der 
Bezeichnung auf bestimmte natürliche Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.“ 

3. § 4a Abs. 2 letzter Satz lautet: 
„Hat eine Bewerberin oder ein Bewerber eine Lehrbefugnis für das betreffende wissenschaftliche Fach an einer 
Hochschule eines EWR-Vertragsstaats oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft oder die Befugnis, einen 
Beruf auszuüben, dessen Zugangs- und Ausübungsvoraussetzungen in einer österreichischen Berufsordnung 
umfassend gesetzlich festgelegt sind und zu dem auch die Erstattung von Gutachten gehört, so ist die Sachkunde 
nach § 2 Abs. 2 Z1 lit. a nicht zu prüfen.“ 

4. Nach § 4a wird folgender § 4b samt Überschrift angefügt: 
„Gutachten über den Zertifizierungsumfang 

§ 4b. (1) Ergeben sich durch spätere Änderungen des Fachgebiets, für das die oder der Sachverständige in 
die Gerichtssachverständigen- und Gerichtsdolmetscherliste eingetragen ist, begründete Zweifel, ob die 
Eintragung den Zertifizierungsumfang (noch) korrekt wiedergibt oder ob eine beantragte Eintragung in weitere 
Fachgebiete dem Zertifizierungsumfang entspricht, so kann das Entscheidungsorgan darüber ein Gutachten der 
Kommission (§ 4a) oder eine Äußerung eines qualifizierten Mitglieds dieser Kommission einholen. Wird das 
Gutachten oder die Äußerung auf Antrag einer oder eines Sachverständigen eingeholt, so hat diese oder dieser 
vor Ablegung einer Prüfung Prüfungsgebühren (§ 4a Abs. 3) zu entrichten, ansonsten aber die Vergütung für die 
Tätigkeit des einzelnen Mitglieds zu tragen. 

(2) Ergibt das Gutachten oder die Äußerung, dass sich der Zertifizierungsumfang mit der Bezeichnung des 
Fachgebiets nicht (mehr) deckt, so hat das Entscheidungsorgan eine entsprechende Einschränkung einzutragen 
oder die Eintragung in weitere Fachgebiete von der Durchführung des Eintragungsverfahrens (§§ 4 und 4a) 
abhängig zu machen.“ 

5. § 6 Abs. 3 lautet: 
„(3) Im Antrag sind die gerichtlichen Verfahren, in denen der oder die Sachverständige seit der Eintragung, 

bei häufiger Heranziehung in einem maßgeblichen Zeitraum unmittelbar vor der Antragstellung, tätig geworden 
ist, mit Aktenzeichen und Gericht anzuführen. Weiters hat der Antrag einen Hinweis auf die absolvierten 
Fortbildungsaktivitäten zu enthalten. Ist die Eignung der oder des Sachverständigen dem Entscheidungsorgan 
nicht ohnehin - besonders wegen der häufigen Heranziehung in Gerichtsverfahren - bekannt, so sind Kopien des 
Antrags zur Erhebung von Stichproben Leitern von Gerichtsabteilungen, denen die von der oder dem 
Sachverständigen angeführten Verfahren zur Erledigung zugewiesen sind oder waren, zur schriftlichen 
Stellungnahme über die Eignung der oder des Sachverständigen, besonders zur Äußerung über die Sorgfalt der 
Befundaufnahme, über die Rechtzeitigkeit der Gutachtenserstattung sowie über die Schlüssigkeit, die 
Nachvollziehbarkeit und den richtigen Aufbau der Gutachten, zu übermitteln. Das Entscheidungsorgan hat auf 
Grund der vorgelegten Berichte und der Nachweise über die Fortbildung die weitere Eignung der oder des 
Sachverständigen zu prüfen. Für diese Prüfung kann das Entscheidungsorgan weitere Ermittlungen anstellen und 
ein Gutachten der Kommission (§ 4a) oder eine Äußerung eines qualifizierten Mitglieds dieser Kommission 
einholen.“ 
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6. § 10 Abs. 4 lautet: 
„(4) Im Entziehungsverfahren wegen Wegfalls der Voraussetzungen nach § 2 Abs. 2 Z 1 Buchstabe a und Z 

1a kann der Präsident auch ein Gutachten der Kommission (§ 4a) oder eine Äußerung eines qualifizierten 
Mitglieds dieser Kommission einholen.“ 

7. § 14 Z 2 lautet: 
 „2. dass an die Stelle des im § 4a genannten "Hauptverbands der allgemein beeideten und gerichtlich 

zertifizierten Sachverständigen Österreichs (Hauptverband der Gerichtssachverständigen)" der 
"Österreichische Verband der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Dolmetscher" tritt und 
dass von den zwei qualifizierten und unabhängigen Fachleuten zumindest einer für die betreffende 
Sprache in die Sachverständigen- und Dolmetscherliste eingetragen sein muss oder dessen 
Sprachkenntnisse anderwärtig erwiesen sein müssen;“ 

8. Der V. Abschnitt erhält die Abschnittsbezeichnung „VI“; nach § 14a wird folgender V. Abschnitt eingefügt: 
„V. Abschnitt 

Bezeichnungsschutz 
§ 14b. (1) Als Gerichtssachverständige, Gerichtsdolmetscherinnen und Gerichtsdolmetscher sowie als 

allgemein beeidet und gerichtlich zertifiziert dürfen sich nur jene Sachverständigen, Dolmetscherinnen und 
Dolmetscher bezeichnen, die in der Gerichtssachverständigen- und Gerichtsdolmetscherliste eingetragen sind. 
Andere Personen dürfen auf eine gerichtliche Bestellung als Sachverständige, Dolmetscherinnen oder 
Dolmetscher nur im unmittelbaren Zusammenhang mit jenem Verfahren hinweisen, in dem sie bestellt sind. 
Jedes Verhalten, das geeignet ist, die Berechtigung zur Führung dieser Bezeichnung vorzutäuschen, ist untersagt. 

(2) Wer eine in Abs. 1 angeführte Bezeichnung führt, ohne dazu berechtigt zu sein, oder sonst eine 
Berechtigung dazu vortäuscht, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 10 000 Euro zu 
bestrafen. Eine Verwaltungsübertretung liegt nicht vor, wenn die Tat den Tatbestand einer gerichtlich strafbaren 
Handlung bildet oder nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist.“ 

9. Nach § 16b wird folgender § 16c eingefügt: 
„§ 16c. Die §§ 1, 4a, 4b, 6, 10, 14a und 14b in der Fassung dieses Bundesgesetzes treten mit 1. Jänner 2008 

in Kraft. § 4a ist auf Prüfungen anzuwenden, die aufgrund eines schriftlichen Antrags (§ 4) abgehalten werden, 
der nach dem 31. Dezember 2007 gestellt wurde. § 6 ist auf jene Rezertifizierungsverfahren anzuwenden, bei 
denen der Zeitpunkt des Fristablaufs gemäß § 6 Abs. 1 frühestens auf den 1. Jänner 2008 fällt. § 14b ist auf 
Verhaltensweisen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2007 gesetzt werden.“ 

10. § 17 lautet: 
„§ 17. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes mit Ausnahme des § 14b ist die Bundesministerin für 

Justiz betraut, mit der Vollziehung des § 14b der Bundesminister für Inneres.“ 

Artikel XV 
Änderung des Außerstreitgesetzes 

Das Außerstreitgesetz, BGBl. I Nr. 111/2003, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 92/2006, wird wie folgt geändert: 

In § 207b wird das Datum „1. Jänner 2008“ jeweils durch das Datum „1. Jänner 2010“ ersetzt. 

Artikel XVI 
Umsetzung von Gemeinschaftsrecht 

Durch dieses Bundesgesetz werden 
 1. die Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2005 zur 

Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung (ABl. Nr. L 309 vom 25.11.2005, S. 15) und die Richtlinie 2006/70/EG der 
Kommission vom 1. August 2006 mit Durchführungsbestimmungen für die Richtlinie 2005/60/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Begriffsbestimmung von „politisch exponierten 
Personen“ und der Festlegung der technischen Kriterien für vereinfachte Sorgfaltspflichten sowie für die 
Befreiung in Fällen, in denen nur gelegentlich oder in sehr eingeschränktem Umfang Finanzgeschäfte 
getätigt werden (ABl. Nr. L 214 vom 4.8.2006, S. 29), in Art. I (§§ 8a bis 8f, 9, 9a und 12 RAO im 
Verein mit den geltenden §§ 21b Abs. 2 und 23 RAO sowie dem Bundesgesetz vom 28. Juni 1990, 
BGBl. Nr. 474, über das Disziplinarrecht der Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter – 
Disziplinarstatut für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter) und Art. II (§§ 36a bis 36f, 37, 37a, 49 
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und 154 NO im Verein mit dem geltenden § 117 sowie den Bestimmungen des X. Hauptstücks der NO) 
sowie Art. XX (§ 20 RAPG und § 20 NPG) umgesetzt, 

 2. die Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die 
Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. Nr. L 255 vom 30.9.2005, S. 22) in Art. III (ABAG) und 
Art. V (§§ 24, 31, 32 und 37 EIRAG im Verein mit den geltenden Bestimmungen des 3. und 4. 
Hauptstücks des EIRAG) umgesetzt, 

  3. die Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. Nr. L 376 vom 27.12.2006, S. 36) in Art. V (§§ 37 und 37a 
EIRAG) umgesetzt. 

Artikel XVII 
In-Kraft-Treten, Übergangsbestimmungen und Vollziehung 

§ 1. Soweit im Folgenden nicht anderes angeordnet ist, treten die Art. I bis XIV dieses Bundesgesetzes mit 
1. Jänner 2008 in Kraft. 

§ 2. §§ 8a bis 8f, 9, 9a und 12 RAO (Art. I), §§ 36a bis 36f, 37, 37a, 49 und 154 NO (Art. II) sowie §§ 24, 
31, 32 und 37 EIRAG (Art. V) treten nach Ablauf des Tages der Kundmachung dieses Bundesgesetzes in Kraft. 

§ 3. § 34 Abs. 4 RAO (Art. I) tritt am 1. April 2008 in Kraft und ist auf Mitteilungen anzuwenden, die nach 
dem 31. März 2008 beim Firmenbuchgericht einlangen. Die Rechtsanwaltskammer kann dem Firmenbuchgericht 
dabei auch bereits vor diesem Zeitpunkt erfolgte, noch nicht abgelaufene Bestellungen zum mittlerweiligen 
Stellvertreter zur Eintragung melden. 

§ 4. § 56a RAO (Art. I) tritt am 1. Jänner 2009 in Kraft. 
§ 5. § 37a EIRAG (Art. V) tritt am 28. Dezember 2009 in Kraft.  
§ 6. § 1a Abs. 5 RAO (Art. I) ist auf Anträge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2007 beim 

Firmenbuchgericht einlangen. 
§ 7. §§ 1 Abs. 2, 2 Abs. 4, 3, 5 Abs. 1a, 15 Abs. 2 und 30 Abs. 1 und 1a RAO (Art. I), §§ 6 Abs. 1, 6a, 11 

und 117a NO (Art. II), § 7 Notariatsprüfungsgesetz (Art. X) sowie § 2 Abs. 1 Rechtsanwaltsprüfungsgesetz 
(Art. XI) sind erst auf rechtswissenschaftliche Studien anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2007 begonnen 
werden, es sei denn, dass sich der Antragsteller bereits auf die ab dem 1. Jänner 2008 geltende Rechtslage beruft. 
Im Zuge dieser Studien unterliegen auch davor absolvierte Fächer oder Studienabschnitte der Anrechnung nach 
§ 3 Abs. 3 RAO (Art. I) sowie § 6a Abs. 3 NO (Art. II). 

§ 8. § 3 Abs. 5 RAO (Art. I) und § 6a Abs. 5 NO (Art. II) sind auf Studienabschlüsse, die zur 
Berufsausübung dienen sollen, anzuwenden, wenn der Antrag nach dem 31. Dezember 2007 bei der Kammer 
eingebracht wird. 

§ 9. § 2 Abs. 3 Z 1 RAO (Art. I) und § 6 Abs. 3 Z 3 NO (Art. II) sind erst auf universitäre Ausbildungen, 
mit denen ein weiterer rechtswissenschaftlicher akademischer Grad erlangt wurde, anzuwenden, wenn diese 
nach dem 31. Dezember 2007 begonnen wurden, es sei denn, dass sich der Antragsteller bereits auf die ab dem 
1. Jänner 2008 geltende Rechtslage beruft. 

§ 10. § 2 Abs. 1 RAO (Art. I) sowie § 6 Abs. 3 Z 4 und Abs. 3a NO (Art. II) sind erst auf Ausbildungszeiten 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2007 liegen.  

§ 11. § 16 Abs. 2 RAO (Art. I) ist auf Verfahrenshilfen anzuwenden, in denen die Bestellung des 
Verfahrenshelfers durch das Gericht nach dem 31. Dezember 2007 erfolgt. 

§ 12. § 57 Abs. 1 und 2 RAO (Art. I) und § 186 NO (Art. II) sind auf Verhaltensweisen anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 2007 gesetzt werden. 

§ 13. § 5 Abs. 1 NO (Art. II) berührt nicht die Befugnisse jener Berufsträger, die in die Verteidigerliste 
eingetragen sind. 

§ 14. § 59 Abs. 4 DSt (Art. IV) ist auf Anträge und Mitteilungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 
2007 bei der Obersten Berufungs- und Disziplinarkommission einlangen. 

§ 15. § 1 Notariatsaktsgesetz (Art. IX) ist auf alle nach dem 31. Dezember 2007 errichteten Urkunden und 
abgegebenen Erklärungen anzuwenden. 

§ 16. § 11 RATG (Art. XII) ist auf alle Kostenbestimmungsverfahren beziehungsweise alle 
Kostenrekursverfahren anzuwenden, in denen der Antrag auf Kostenbestimmung beziehungsweise der 
Kostenrekurs nach dem 31. Dezember 2007 bei Gericht eingebracht worden ist. 

§ 17. §§ 3 Abs. 1, 4, 8 Abs. 1, 9, 12 bis 14 und 16 bis 22 GKTG (Art. VII) sind auf Gebühren für 
Tätigkeiten anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2007 erbracht worden sind; Tarifpost 2 Abschnitt I Z 1 lit. 
c und Tarifpost 3 A Abschnitt III RATG (Art. XII) sind auf Anwaltsleistungen anzuwenden, die nach dem 31. 
Dezember 2007 erbracht worden sind. 
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§ 18. §§ 21 Abs. 2, 40 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Gebührenanspruchsgesetz (Art. XIII) sind auf Entscheidungen 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2007 ergangen sind. 

§ 19. § 25 Abs. 1 Gebührenanspruchsgesetz (Art. XIII) ist auf Aufträge anzuwenden, die nach dem 31. 
Dezember 2007 erteilt werden. 

§ 20. §§ 36, 43 Abs. 1, 53 Abs. 1 und 54 Gebührenanspruchsgesetz (Art. XIII) sind auf Tätigkeiten 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2007 vorgenommen werden. 

§ 21. (1) Die Präsidenten und Präsidentinnen der Landesgerichte, die bis zum In-Kraft-Treten dieses 
Bundesgesetzes die Geschäfte der Archivsbeamten nach § 152 NO geführt haben, können mit Ausnahme 
letztwilliger Verfügungen alle im Notariatsarchiv der Gerichte verwahrten Akten,  
 1. die wegen ihres Inhalts oder wegen der beteiligten Personen von geschichtlicher oder kultureller 

Bedeutung für die Erforschung und das Verständnis der Geschichte und Gegenwart in politischer, 
wirtschaftlicher, sozialer oder kultureller Hinsicht sowie bezüglich Gesetzgebung, Rechtsprechung, 
Verwaltung und den Schutz allgemeiner oder besonderer bürgerlicher Rechte sind und 

 2. deren Bedeutung gemäß Z 1 über ein einzelnes Bundesland hinausreicht, 
dem Österreichischen Staatsarchiv zusammen mit den für die Benützung notwendigen Behelfen zur Übernahme 
anbieten. 

(2) Das Österreichische Staatsarchiv hat die gemäß Abs. 1 angebotenen Akten zu übernehmen, wenn es 
diese als Archivgut im Sinne des Bundesarchivgesetzes wertet. 

(3) Mit Ausnahme letztwilliger Verfügungen können Akten und Aktenteile, die vom Österreichischen 
Staatsarchiv nach Abs. 2 nicht übernommen worden sind oder bei denen die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht 
vorliegen, dem Landesarchiv angeboten und übergeben werden. Urkunden nach § 110 Abs. 3, die nicht im 
Urkundenarchiv des österreichischen Notariats gespeichert sind, dürfen den Landesarchiven nur übergeben 
werden, wenn sich das Landesarchiv schriftlich verpflichtet, diese dauernd aufzubewahren und die Rechte auf 
Auskunft sowie Nutzung der Akten und Aktenteile entsprechend den Bestimmungen des Bundesarchivgesetzes 
unter Berücksichtigung vorrangiger verfahrensrechtlicher Schutzvorschriften - insbesondere für 
Inkognitoadoptionen und zur Wahrung des Abstimmungsgeheimnisses - sicherzustellen. 

(4) Abweichend von den Abs. 1 und 3 hat das Gericht letztwillige Verfügungen auch weiterhin 
aufzubewahren und im Fall des Todes des Erklärenden diese urschriftlich dem Verlassenschaftsgericht zu 
übermitteln. 

(5) Beurkundungsregister und Vermerkblätter können nach Ablauf von 40 Jahren, 
Anerkennungserklärungen und Protestvermerke nach Ablauf von zehn Jahren seit ihrer Errichtung vernichtet 
werden. Alle anderen Akten mit Ausnahme der in Abs. 3 und 4 genannten öffentlichen Urkunden und 
letztwilligen Verfügungen können, wenn sie nicht von den Archiven übernommen oder von diesen nicht mehr 
als Archivgut gewertet werden, nach Ablauf von 50 Jahren nach Beendigung des Geschäftsfalls vernichtet 
werden. 

(6) Die danach verbleibenden Akten, die nicht übergeben oder nach Abs. 5 vernichtet werden konnten, sind 
zusammen mit den Amtssiegeln der Österreichischen Notariatskammer zu übermitteln. Dieser stehen in Bezug 
auf diese Akten die Rechte und Pflichten der §§ 91 Abs. 1 und 146 Abs. 2 NO zu. 

§ 22. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes mit Ausnahme der §§ 186 NO (Art. II) und 57 RAO 
(Art. I) ist die Bundesministerin für Justiz betraut, mit der Vollziehung der §§ 186 NO (Art. II) und 57 RAO 
(Art. I) der Bundesminister für Inneres. 
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